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1. Einleitung 

1.1. AFK im 1. Halbjahr 2009  
 
Vor dem Hintergrund der Wirtschaftsdaten, Rückmeldungen aus Unternehmen / Ver-
bänden und einzelnen Branchen (z. B. Zeitarbeit) sind wir zunächst davon ausgegan-
gen, dass die Zahl der Leistungsempfänger/innen bereits im 1. Halbjahr 2009 steigen 
würde. Diese Annahme ist nicht eingetreten. Wir führen diese Entwicklung darauf zu-
rück, dass die Betriebe ihr Personal auch bei zurückgehenden Aufträgen halten und 
das Instrument der Kurzarbeit intensiv nutzen. Die Anzahl der Arbeitnehmer/innen, die 
Kurzarbeitergeld erhalten und ergänzend Leistungen nach dem SGB II beantragen 
mussten, hielt sich ebenfalls in Grenzen. 
 
Trotzdem sich der Arbeitsmarkt in vielen Branchen signifikant negativ entwickelt hat 
und die Anzahl der Integrationen erheblich zurückgegangen ist, blieben durch die in-
tensive Arbeit mit unseren Kunden, zusätzliche Maßnahmen der Qualifizierung, Aktivie-
rung und ergänzenden Unterstützung die Fallzahlen stabil. 
 
Wir haben mit unserem Arbeitgeberservice (AGS) die Zusammenarbeit mit den Betrie-
ben verstärkt, die Instrumente der Förderung der beruflichen Weiterbildung ausgewei-
tet und dadurch erreicht, dass in dem schwierigen Arbeitsmarkt in Nordhessen die 
Möglichkeiten der Beschäftigung genutzt wurden. 
 
 
1.2. Ausblick 
 
Nach den Berechnungen der Wirtschaftsverbände, der Bundesagentur für Arbeit und 
dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) ist allerdings damit zu rech-
nen, dass im vierten Quartal 2009 trotz der Möglichkeit der Verlängerung der Kurzar-
beit vor allem wegen Beendigung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld I, zusätzlichem 
Anspruch auf Leistungen des SGB II und Auslaufen befristeter Arbeitsverträge eine 
Steigerung der Fallzahlen zu erwarten ist. 
 
Wir können aber auch feststellen, dass z. B. in den Branchen Logistik, Zeitarbeit, 
Dienstleistungen, Gesundheitsberufe und teilweise im Einzelhandel Nachfrage nach 
qualifizierten Arbeitskräften besteht. Wir bemühen uns, mit den Betrieben zielgerichtet 
Qualifizierungen anzubieten und u. a. mit den Instrumenten der Arbeitsmarktbörsen, 
Marktplätze, usw. die Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt zu erreichen. 
Im Bereich Bau haben wir ebenfalls in Erwartung der Auswirkungen des Konjunktur-
paktes II zusätzliche Qualifizierungen durchgeführt. Auswirkungen auf den Arbeits-
markt durch das Konjunkturpaket II können wir für unsere Kunden zurzeit noch nicht 
feststellen. 
 
Da die Anzahl der Kunden steigt, die längerfristig arbeitslos sind und bereits qualifiziert 
wurden, haben wir gezielt Angebote zur Aktivierung, personenbezogenen Förderung 
und Erhaltung der Qualifikation entwickelt. 
Und für den ebenfalls steigenden Anteil von Kunden, die nur geringe Chancen im 1. 
Arbeitsmarkt haben, wurden für das 2. Halbjahr 2009 Förderangebote mit besonders 
intensiven Unterstützungsmaßnahmen bei Trägern eingekauft. 
Wir wollen erreichen, dass möglichst weiterhin jede/r Kunde/in geeignete Maßnahmen 
wahrnehmen kann.  
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Die Neuorganisation des Hilfesystems SGB II ist weiterhin offen. Wir gehen davon aus, 
dass kurz nach der Bundestagswahl eine Grundsatzentscheidung getroffen wird. 
 
Sollte diese Entscheidung nicht zeitnah getroffen werden, müssen wir uns spätestens 
im ersten Quartal 2010 auf die getrennte Trägerschaft vorbereiten. Die Geschäftsfüh-
rung wird im Auftrag der Gesellschafter die Vorbereitungen zeitgerecht organisieren. 
 
Im ersten Halbjahr mussten wir eine erhöhte Fluktuation im Personalbestand feststel-
len. Das führte dazu, dass immer mehr neue Mitarbeiter/innen eingearbeitet und quali-
fiziert werden müssen. In Teilbereichen konnte die Qualität der Arbeit nicht gehalten 
werden. Die Geschäftsführung geht davon aus, dass sich diese Tendenz verstärken 
wird. 
 
 
Kassel, August 2009 
 
 
 
 
 
Detlev Ruchhöft gez. Jan Rümenap 
Geschäftsführer       stellv. Geschäftsführer 
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Hinweise zum Sprachgebrauch und Datenlage 
 
 
Zur besseren Lesbarkeit wird in diesem Bericht auf die ex-
plizite Nennung der weiblichen Form Verzichtet. Als Formu-
lierung wird daher z. B. Mitarbeiter statt Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter verwendet. Darin sind jeweils ausdrücklich 
auch weibliche Personen mit eingeschlossen. 
 
Die ARGEn (Arbeitsgemeinschaften) werden durch die  
Agenturen für Arbeit und die kommunalen Träger gebildet 
und sind mit der Aufgabenwahrnehmung des SGB II beauf-
tragt. 
 
Der Halbjahresbericht 2009 wurde im August 2009 erstellt. 
Soweit wie möglich wurden die Daten aus den verfügbaren 
Statistik- und Controllingberichten entnommen. 
 
Diese Berichte enthalten teilweise vorläufige Daten, die 
nach einer Wartezeit von 3 Monaten revidiert werden. Das 
kann dazu führen, dass sich die vorläufigen Werte nach-
träglich geringfügig verändern. 
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2. Die wichtigsten Ergebnisse im Überblick 
 
 

 Weniger Menschen von Grundsicherungsleistungen abhängig  
 

Im Juni 2009 haben 19.078 und damit rd. 3,2 % weniger erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige (eHb) Leistungen bezogen als ein Jahr zuvor. 
 

 Hohe Aktivierung durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
 
Nicht jeder eHb kann unmittelbar in den Arbeitsmarkt integriert werden. Ein 
Großteil ist auf unterstützende Leistungen im Integrationsprozess angewiesen.  
Im ersten Halbjahr 2009 haben 6.147 Menschen von einer Förderung profitiert. 
Das waren rd. 32,2 % aller eHb. 
 

 Förderangebote ausgebaut und weiter differenziert 
 
Die Förderung wurde nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ verbessert. 
Das Arbeitsmarktprogramm (AMP) der AFK wurde noch feiner auf die Kunden-
struktur und die Zielgruppen ausgerichtet. Innovative Angebote setzten auch in 
2009 neue Impulse in der Aktivierung der Kunden. 
 

 Arbeitslosigkeit abgebaut 
 
Parallel zur Zahl der Hilfebedürftigen wurde die Gesamtzahl der Arbeitslosen in 
der Grundsicherung reduziert: Innerhalb der vergangenen zwölf Monate um 
105 Personen bzw. -1,1 %. Der Anteil arbeitsloser Personen U 25 stieg um 195 
Personen (28,5 %) auf 879 Personen an. 
 

 Ausgaben in der Grundsicherung im Finanzrahmen 
 
Zur Sicherung des Lebensunterhalts der Hilfebedürftigen sind monatlich im 
Durchschnitt ca. 9,6 Mio. € ausgegeben worden. Im Vergleich zu 2008 ist der 
Monatsschnitt um 0,15 Mio. € (-1,5 %) zurückgegangen. 
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3. Organisation  
 
Die Organisation der AFK erwies sich auch im vierten Jahr der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende als erfolgreiches Strukturmodell. 

 
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende umfasst  

1. Leistungen zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit insbeson-
dere durch Eingliederung in Arbeit 

2. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalt 
 

Diese Leistungen werden in 13 Teams erbracht, aufgeteilt nach Postleitzahlenbezirken. 
Die Teams arbeiten an zwei Standorten: 

1. Agentur für Arbeit 
2. Rathaus 

 
Organisatorisch werden diese Kernaufgaben innerhalb der Teams von zwei Fachberei-
chen ausgeführt 

1. Integration 
2. Leistungsgewährung 

 
In den jeweiligen Fachbereichen sind fachlich qualifizierte Mitarbeiter als 

1. Integrationsfachkräfte und Fallmanager 
2. Leistungssachbearbeiter 

eingesetzt. 
 
Unterstützt werden die Teams durch die Organisationseinheiten  

1. Eingangszonen an beiden Standorten 
2. Arbeitgeberservice und „ProGES“ 
3. Projektbüro und Bearbeitungsbüro 
4. Widerspruchs- und OWiG-Bearbeitung 
5. Organisation, Personal, Interner Service, Controlling, Interne Kontrolle / Quali-

tätssicherung 

Geschäftsführung, 
Kommunikation

Bereichsleitung  
„Nordwest“  

Bereichsleitung  
„Nordost“  

Bereichsleitung 
„Süd“  

4 Teams  
Eingangszone 

AA 

5 Teams,  
davon 2 Teams 

U 25 

4 Teams,  
Projektbüro 

Eingangszone 
RH 

Bearbeitungs- 
büro, 

Organisation, 
Int. Service,  
Controlling, 

Widerspruchs-/ 
OWiG-

Bearbeitung, 
Int. Kontrolle/ 

Qualitätssiche-
rung 

Bereichsleitung  
„Arbeitgeberservice“

Arbeitgeberservice 
+ ProGES 

Beratungsstelle 
Wohnungslose 
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4. Personal 
 
Personalausstattung 

Mit Stand 30.06.2009 waren in der AFK 306 Mitarbeiter beschäftigt: 
 

 106 Mitarbeiter bei dem Träger Stadt Kassel, 
 188 Mitarbeiter bei dem Träger Agentur für Arbeit,  
 12 Mitarbeiter sind als Amtshilfe von den Arbeitgebern Vivento, Post und Bahn 

der AFK zugewiesen, 
 72 Mitarbeiter, inklusive Amtshilfen, sind befristet beschäftigt, 
 der Befristungsanteil betrug 23,5 %, 
 der Anteil weiblicher Mitarbeiter lag mit 187 Arbeitnehmerinnen bei 61,1 %, 
 24,8 % aller Mitarbeiter sind teilzeitbeschäftigt. 

 

 
 
 
Personal nach Arbeitgeberanteilen (Stand 30.06.2009) 

Anteil an Gesamt in %

34,6%

61,4%

3,9%

Beschäftigte der Stadt
Kassel

Beschäftigte der Träger
Agentur für Arbeit

Beschäftigte
zugewiesen von Vivento,
Post u. Bahn

 

Personalausstattung 
der AFK 

Dez. 
2008 

Anteil an 
gesamt 

in % 

Juni 
2009 

Anteil an 
gesamt 

in % 

Mitarbeiter gesamt 305  306  

davon weibliche Beschäftig-
te 201 65,9 187 61,1 

Beschäftigte der  
Stadt Kassel 111 36,4 106 34,6 

Beschäftigte der  
Agentur für Arbeit 181 59,3 188 61,4 

da
ru

nt
er

 

Beschäftigte, zugewiesen 
von Vivento, Post u. Bahn 14 4,6 12 3,9 

Anzahl befristete  
Arbeitsverhältnisse  63 20,6 72 23,5 

Beschäftigte in Teilzeit 75 24,5 76 24,8 
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Personalakquise 

Die Personalakquise gestaltet sich zunehmend schwierig, da eine Beschäftigung in der 
AFK vermeintlich unattraktiv ist.  
Als wesentliche Gründe werden hierfür   

 fehlende Perspektiven zum  Fortbestand der ARGE,  
 grundsätzliche Befristungen der Arbeitsverträge (regelhaft nur für ein Jahr),  
 differierende Vergütungssystematiken im TVöD / TV BA  

genannt. 
 
Die Argumente zur fehlenden Attraktivität werden gleichermaßen bei internen als auch 
externen Nachbesetzungen eingebracht. 
Insbesondere die ungewissen beruflichen Perspektiven führen zu einer gesteigerten 
Verunsicherung der Mitarbeiter und einer verstärkten Fluktuation. Es gelingt zuneh-
mend erschwert einen konstanten, qualifizierten Personalkörper vorzuhalten. 
 
Personaleinsatz 

Der Vorstand der BA hat im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) das Personalkonzept für den SGB II-Bereich weiterentwickelt.  
Die Vorgaben für die Berechnung der Betreuungsrelationen im SGB II wurden verein-
heitlicht.  
Mit der Präzisierung der Definition der Betreuungsschlüssel wird  

 die zu berücksichtigende Kundengruppe eingegrenzt, d. h. nicht alle eHb flie-
ßen in die Berechnung ein, 

 der Mitarbeiterbegriff weitergefasst, d. h. Mitarbeiter aus den unterstützenden 
Bereichen, z. B. Eingangszonen und direkte Führungskräfte werden den opera-
tiven Bereichen zugeordnet. 

 
Nach den Vorgaben des BMAS errechneten sich in der AFK mit Stand 30.06.2009 
Betreuungsschlüssel in den Bereichen wie folgt1: 
 

 Markt und Integration U 25 von 1 zu   81 eHb, 
 Markt und Integration Ü 25 von  1 zu 127 eHb, 
 Leistungsbearbeitung von   1 zu 125 BG. 

                                                 
1 Quelle: ARGE-OGP (Personal) Geschäftsstatistik der BA 
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5. Zielsystem 2009 und Qualitätsstandards 
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5.1. Zielsystem  
 
Änderungen 2009 
 
Nach drei Jahren Kontinuität stützt sich die Zielvereinbarung 2009 auf ein 
weiterentwickeltes Zielsystem. Das Zielsystem 2009 beinhaltet neben den 
zwei bekannten Zielen 
 

 „Verringerung der Hilfebedürftigkeit“ und  
 „Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit“  

ein weiteres Ziel  
 „Langzeitbezug vermeiden“.  

 
Durch die Einführung des neuen Ziels soll das Augenmerk des SGB II-Zielsystems  
stärker auch auf die SGB II-Kunden gerichtet werden, die bereits länger arbeitslos 
oder in Maßnahmen sind. 
Gemessen wird das Ziel „Langzeitbezug vermeiden“ anhand der Entwicklung der 
Anzahl erwerbsfähiger Hilfeempfänger, die länger als 24 Monate durchgehend arbeits-
los gemeldet sind oder an einer arbeitsmarktpolitischen Fördermaßnahme teilnehmen 
(Anzahl der Kunden im Kundenkontakt mit Dauer über 24 Monate). 
 
Das Ziel „Verbesserung der Integration unter 25-jähriger“ entfällt. Die Integration Ju-
gendlicher ist jedoch nach wie vor ein geschäftspolitischer Schwerpunkt. Er ergibt sich 
aus dem gesetzlichen Auftrag des § 3 Abs. 2 SGB II. Danach ist Jugendlichen unver-
züglich nach Antragsstellung ein Angebot zu unterbreiten. Integrationen Jugendlicher 
unter 25 Jahren werden weiterhin beim Zielindikator „Integrationsquote“ gezählt. 
 
 
Operative Mindeststandards 
 
Ab 2009 wird neben dem Zielsystem im Controlling zusätzlich ein Index 
abgebildet, der die Prozessqualität aus den operativen Mindeststandards 
 

 „Bearbeitungsdauer“,  
 „Erstberatung“ und  
 „Angebot U25“  

sowie der Kennzahl  
 „Eingliederungsvereinbarung im Bestand“  

 
abbildet. Die Steuerungsaktivitäten im Bereich der Qualität der Dienstleistung erhalten 
dadurch eine höhere Aufmerksamkeit. 
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5.2. Zielplanung 2009 
 
Auf Basis der Zielerreichung des Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) und 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) zur Erreichung der Ziele des Bundes in der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende im Jahr 2009 hat der Vorsitzende der Geschäftsführung der 
Agentur für Arbeit der Geschäftsführung der AFK eine Leistungsvorgabe für die ge-
nannten Ziele unterbreitet. 
 
Der Abschluss einer Zielvereinbarung kam zwischen den Gesellschaftern der Agentur für 
Arbeit und dem Magistrat der Stadt Kassel und den Geschäftsführen der AFK nicht zu 
Stande, da aufgrund der schwer einschätzbaren Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage die 
Zielerreichungswerte des Bundes als kaum realisierbar angesehen wurden. Für den Ab-
schluss einer Zielvereinbarung fand sich keine Mehrheit in der Gesellschafterversamm-
lung. 
 
 

 Verringerung der Hilfebedürftigkeit 
Die Summe der passiven Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes des 
Bundes (Zielindikator) sollte im Geschäftsjahr 2009 um 2,5 % abgesenkt wer-
den. 
► Zielwert     60,6 Mio. € 
► Orientierungswert   62,2 Mio. € 

 
 Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit  

Die Integrationen (Zielindikator) sollten im Geschäftsjahr 2008 um 1,2 %  
gesteigert werden. 
► Zielwert 2009   20,8 % 
► Vergleichswert 2008  20,5 % 

 
 Langzeitbezug vermeiden 

Mit diesem Ziel wird ein stärkeres Augenmerk auf die Hilfebedürftigen gelegt, die 
bereits längere Zeit arbeitslos sind. Dabei wird generell angestrebt, die Dauer des 
Hilfebezugs zu verkürzen.  
Zielindikator ist der „Bestand der Kunden im Kundenkontakt mit einer Dauer län-
ger als 24 Monate“ 2. Zielsetzung in 2009 ist eine Erhöhung des Kundenbestands 
zu vermeiden.   
► Zielwert 2009   4.590 Kunden 
► Vergleichswert 2008  4.590 Kunden 

 
Der kommunale Träger formulierte folgende Zielstellung: 

 
 Die Summe der passiven Leistungen der Stadt Kassel zur Sicherung des 

Lebensunterhaltes (Kosten der Unterkunft, Beihilfen) sollte im Geschäftsjahr 
2009 um 2,0 % abgesenkt werden. 
► Zielwert    53,1 Mio. €  
► Orientierungswert  54,2 Mio. € (Jahresergebnis 2008) 

                                                 
2 Kunden im Status „arbeitslos“, Kunden in Maßnahmen mit Status „arbeitsuchend“, Kunden mit 
Parallelbezug ALG I, sog. Aufstocker 
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5.3. Ökonomische Rahmenbedingungen 
 
Die für 2009 geschlossene Zielvereinbarung zwischen dem BMAS und der BA sieht in 
ihrer Präambel vor, die ökonomischen Rahmenbedingungen im Jahr 2009 besonders zu 
berücksichtigen.  
Nach einer gut dreijährigen Erholungsphase wurde von einer Verschlechterung der kon-
junkturellen Aussichten ausgegangen.  
Aufgrund einer großen Prognoseunsicherheit sollen die konjunkturellen Risiken im Jah-
resverlauf beobachtet werden und bei einer stark abweichenden wirtschaftlichen Ent-
wicklung eine Anpassung der Zielwerte durch entsprechende Erwartungswerte 
erfolgen. 
 
Nach dem die im Mai veröffentlichten gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Bundesregie-
rung von einem Rückgang des Bruttoinlandsprodukts von -6 % ausgingen, verein-
barten das BMAS und die BA im Juni 2009 Erwartungswerte für die Ziele  
 

 Verringerung der Hilfebedürftigkeit 
 Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit 

 
 
Für die ARGEn im SGB II Typ 3, darunter die AFK, haben sich folgende Veränderungen 
in der Zielerreichung ergeben: 
 
 

Ziel Zielindikator Zielwert 
bisher 

Erwar-
tungswert 

Veränderung 
gegenüber  

Zielwert 
 
Verringerung der 
Hilfebedürftigkeit 
 

Summe passiver 
Leistungen -2,5% +3,2% +5,7% 

Verbesserung der 
Integration in 
Erwerbstätigkeit 
 

Integrationsquote 20,8% 16,5% -20,9% 
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5.4. Zielerreichung3 
 

 Soll / Ist-Vergleich auf Basis der Zielwerte 
 

 
Soll - Ist in %

Ziel Soll Ist Rang

Ziele / Kennzahlen
Gesamtindex [derzeit in Entwicklung]

Ziele im Detail
Summe passive Leistungen (in Tsd. EUR) 60.637 30.586 30.413 -0,6 ▐  9 / 27 1,5 ▼ 2,1 ■
Integrationsquote 20,8 12,8 8,3 -35,0 ████  25 / 27 4,6 ▲ -27,8 ■
Bestand Kunden in Kuko mit einer Dauer > 24 Mon * 4.590 4.717 4.200 -11,0 █  4 / 27 -2,4 ▲ -10,8 ●
Index aus Kundenzufriedenheit ** 2,7 10 / 27

Qualitätsstandards
Index Prozessqualität [derzeit in Entwicklung]

* Jahresdurchschnittswert
** Keine Beplanung in 2009 / Gleitender Jahreswert im Schulnotensystem / Gleiche Ergebnisse führen zu gleichen Rängen

Jahresfortschrittswerte
Jun 09 - Mrz 09
(1. Ladestand)
in %-Punkten

Prognose
Dez 2009

 
 
 

 Soll / Ist-Vergleich auf Basis der Erwartungswerte 
 
 

Soll - Ist in %

Ziel Soll Ist Rang

Ziele / Kennzahlen
Gesamtindex [derzeit in Entwicklung]

Ziele im Detail
Summe passive Leistungen (in Tsd. EUR) 64.186 31.578 30.413 -3,7 ▐  9 / 27 0,3 ▼ -3,6 ●
Integrationsquote 16,5 10,1 8,3 -17,9 ████  25 / 27 5,9 ▲ -8,8 ■
Bestand Kunden in Kuko mit einer Dauer > 24 Mon * 4.590 4.717 4.200 -11,0 ██  4 / 27 -2,4 ▲ -10,8 ●
Index aus Kundenzufriedenheit ** 2,7 10 / 27

Qualitätsstandards
Index Prozessqualität [derzeit in Entwicklung]

* Jahresdurchschnittswert / keine Erwartungswerte / Basis Zielwerte
** Keine Beplanung in 2009 / Gleitender Jahreswert im Schulnotensystem / Gleiche Ergebnisse führen zu gleichen Rängen

Jahresfortschrittswerte
Jun 09 - Mrz 09
(1. Ladestand)
in %-Punkten

Prognose
Dez 2009

 
 
 
Kernaussagen 

 
 Summe passiver Leistungen 
  Auf Basis der neuen Erwartungswerte erreichte die AFK eine durchgehende Zieler-

reichung. 
 Im Vorjahresvergleich hat sich die ARGE um einen Rang auf Platz 6 verschlechtert. 

 
 Integrationsquote 
  Der Sollwert wurde trotz neuer Erwartungswerte im Juni deutlich verfehlt. 
 Trotz neuer Erwartungswerte hat die AFK eine Zielverfehlung nicht abwenden kön-

nen. 
 

 Bestand Kunden im Kundenkontakt mit Dauer über 24 Monate: 
  Die positive Entwicklung im bisherigen Verlauf lässt auf eine Zielerreichung zum 

Jahresende schließen. 

                                                 
3 Quelle: Monatlicher Bericht zur Zielerreichung; Bereich IS Agentur Kassel 
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5.5. Qualitätssicherung 
 
Neben der Zielerreichung ist die Qualität der Leistungserbringung maßgeblich für die 
Beurteilung der Leistungsfähigkeit. Mit Hilfe definierter Qualitätsstandards für Prozesse 
und Produkte wird die Zielerreichung unterstützt.  
Für eine Prozessoptimierung ist es bedeutungsvoll, dass Fehlerquellen nachgegangen 
wird und nachfolgend Impulse für eine Qualitätssteigerung gegeben werden. 
 
Auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes (BRH) und Beschluss des Rechnungsprü-
fungsauschusses des Bundestages vom 04.06.2008 hat die BA ein umfassendes System 
der Qualitätssicherung im SGB II eingeführt. 
 
Mit der Handlungsempfehlung / Geschäftsanweisung 05/09 wird das System der Quali-
tätssicherung im SGB II am 20.05.2009 in Kraft gesetzt. 
Mit diesem System soll erreicht werden, dass die Dienstleistungen in den ARGEn recht-
mäßig, wirtschaftlich und wirksam sowie möglichst kundenfreundlich erbracht werden. 
Qualität bedeutet die Beschaffenheit, die Güte oder der Wert eines Produktes, einer 
Dienstleistung bzw. eines Prozesses. Ob eine Qualität als gut oder schlecht bewertet 
wird, ist vom Erfüllungsgrad bestehender Erwartungen und Anforderungen abhängig. 
 
Qualitätssicherung umfasst Aktivitäten, die sicherstellen sollen, dass die Güte der 
Aufgabenerledigung ein festgelegtes Niveau erreicht. Die Qualitätssicherung im Rechts-
kreis SGB II erstreckt sich auf alle Produkte und Prozesse im operativen Bereich der  
ARGEn. 
 
Die Qualitätssicherung basiert auf folgenden Erkenntnisquellen (Säulen): 
 

 Prüfberichte des BRH und der Internen Revision 
Diese Säule umfasst das Auswerten von Prüfberichten sowie die Mängelbehe-
bung im Rahmen der Fachaufsicht. 

 Qualitätskennzahlen 
Diese Säule umfasst das Auswerten zentral definierter fachlicher Standards (Min-
deststandards) und die Mängelbehebung im Rahmen der Fachaufsicht. 

 Abfragen aus den IT-Verfahren 
Diese Säule umfasst alle verfügbaren IT-Abfragen. Diese werden im Rahmen der 
Fachaufsicht für eine detaillierte Analyse der Prozess- und Datenqualität genutzt. 
 

Die drei Säulen werden durch Kundenbefragungen ergänzt, die die externe Wahr-
nehmung der Dienstleistungsqualität der ARGE widerspiegeln. 



                                          Geschäftsbericht 1. Halbjahr 2009      August 2009  
 

                                                                                                                                        17                     

 

5.6. Qualitätskennzahlen / Mindeststandards4 
 
I.    Mindeststandards zur Kundenfreundlichkeit in der Leistungserbringung  
       und der Erreichbarkeit  

► Dieser Mindeststandard gilt als erfüllt, wenn die ARGE durch eine Kombination 
örtlicher, zeitlicher und telefonischer Erreichbarkeit gewährleistet, dass jeder 
Bürger sein Anliegen binnen zwei Arbeitstagen vorbringen und klären kann. 

Erstberatung mit Profiling 
► Dieser Mindeststandard gilt als erfüllt, wenn erwerbsfähigen Hilfebedürftigen un-

ter 25 Jahren innerhalb von 10 Arbeitstagen, die übrigen erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen innerhalb von 15 Arbeitstagen nach Antragstellung beraten werden. 

Angebot U 25 
► Dieser Mindeststandard gilt als erfüllt, wenn erwerbsfähigen Hilfebedürftigen un-

ter 25 Jahren innerhalb von 20 Arbeitstagen eine Arbeit, Ausbildung, Ausbil-
dungsvorbereitung, Weiterbildung, Arbeitsgelegenheit angeboten wird.  

Bearbeitungsdauer 
► Dieser Mindeststandard gilt als erfüllt, wenn über Erstanträge auf Leistungen 

zum Lebensunterhalt innerhalb von 15,4 Arbeitstagen ab dem Vorliegen vollstän-
diger Anträge entschieden wird. 

Kundenreaktionsmanagement 
► Mit der Einrichtung eines Kundenreaktionsmanagement soll eine sachgerechte 

Auseinandersetzung mit Kundenanliegen in der Regel innerhalb von zwei Wochen 
gewährleistet werden. 

 
II. Mindeststandards zur Rechtmäßigkeit der Leistungserbringung und der 

 Mittelverwendung  
► Dieser Mindeststandard gilt als erfüllt, wenn die Arbeitsgemeinschaft ein Ver-

waltungs- und Kontrollsystem eingerichtet hat, das die Ordnungsmäßigkeit 
der Leistungserbringung und der Mittelverwendung auf der Grundlage der Ge-
schäftsanweisungen SGB II sicherstellt und bei überdurchschnittlichen Fehlerquo-
ten Maßnahmen zur Verminderung vorsieht.  

 
III. Mindeststandards zu Berichtspflichten der ARGE-Geschäftsführung 

► Dieser Mindeststandard gilt als erfüllt, wenn die Geschäftsführer der ARGE den 
Leistungsträgern in der Trägerversammlung mindestens  

 halbjährlich über die Ergebnisse und Analysen des Benchmark sowie ein-
geleiteter und durchgeführter Maßnahmen zur Verbesserung des Ran-
kings berichten,  

 auf Anforderung zeitnah Auskünfte aus dem Controlling und der Statistik 
erteilen und die maßgebenden Unterlagen vorlegen,  

 halbjährlich über die Ergebnisse des Kundenreaktionsmanagements, ihrer 
Analyse und daraus gefolgerten Maßnahmen berichten. 

 
 

 

                                                 
4 verkürzte Textfassung 
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5.7. Internes Verwaltungs- und Kontrollsystem (IKS) 
 
Im Rahmen der Qualitätssicherung entscheiden die ARGEn eigenverantwortlich, welche 
Instrumente sie im Sinne einer wirtschaftlichen und wirksamen Ausübung der Fachauf-
sicht einsetzen. 
Mit dem Internen Verwaltungs- und Kontrollsystem (IKS) hat die AFK ein umfassendes 
System zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen und wirtschaftlichen Aufgabenerledi-
gung entwickelt. Es ist neben dem Controlling und der Revision ein Grundelement des 
Risikomanagements in der AFK. Das IKS umfasst die Bereiche der organisatorischen 
Sicherungsmaßnahmen und der Fachaufsicht. Das Risikomanagement ist originäre Auf-
gabe der Geschäftsführung. 
Grundvoraussetzung für das IKS ist die eindeutige Definition und Dokumentation von 
Kompetenzen und Verantwortung, Ablaufprozessen und Qualitätsstandards sowie die 
Nachhaltung mittels Fachaufsicht und Kontrolle. 
 
Fachaufsicht 

► Eine weitere Komponente des IKS der AFK ist die Fachaufsicht durch interne 
Kontrollen, die den Prozessen vor-, neben- und nachgelagert sind. 
Die Führungskräfte in der AFK sind im Rahmen der Fachaufsicht sowohl für die 
Rechtmäßigkeit als auch für die Effizienz ihrer Organisationseinheit verantwort-
lich und haben auch diese zu kontrollieren. 
In der AFK wird die Fachaufsicht in den Bereichen Markt & Integration, Leis-
tungsgewährung, Arbeitgeberservice und Fallmanagement ausgeübt. Die zustän-
dige Teamleitung prüft derzeit wöchentlich anhand einer Matrix jeweils ein Be-
werberangebot in Verbindung der IT-Anwendung VerBIS sowie eine Leistungsak-
te in Verbindung der IT-Anwendung A2LL. 
 
Die Auswertung der Ergebnisse der Fachaufsicht erfolgt quartalweise durch die 
Organisationseinheit „Interne Kontrolle / Qualitätssicherung“. Diese werden über 
die Geschäftsführung dem Gesellschafter BA mitgeteilt. 

 
Organisatorische Sicherungsmaßnahmen: 

► Die organisatorischen Sicherungsmaßnahmen zur Fehlervermeidung umfassen 
u. a. Funktionstrennung, Zugriffbeschränkungen in den Fachverfahren sowie be-
reitgestellte Arbeitshilfen. Um Prozesse fehlerfrei und effizient ausführen zu kön-
nen, muss jeder Mitarbeiter wissen, für welche Aufgaben er verantwortlich ist 
und welche Standards einzuhalten sind.  
Grundsätzlich gelten die durch Geschäftsanweisung / Verfügung in Kraft gesetz-
ten Weisungen der Gesellschafter für den jeweiligen Zuständigkeitsbereich, bzw. 
die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung. 
Darüber hinaus werden interne Standards, Verfahrensregelungen bzw. Kompe-
tenz- und Verantwortlichkeitsregelungen innerhalb der AFK durch Arbeitsrichtli-
nien und verbindliche Protokolle geregelt.  
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5.8. Binnensteuerung 
 
Für die Geschäftsführungen der ARGEn ist es von großer Bedeutung zu wissen, ob und 
in welchem Umfang lokale Strategien und daraus abgeleitete konkrete Maßnahmen die 
beabsichtigte Wirkung erzielen und damit das Erreichen der geschäftspolitischen Ziele 
unterstützen. Diese Informationen können im Rahmen einer Binnensteuerung gewonnen 
werden. 

 
 
Während die Binnensteuerung am Zielsystem SGB II (Summe passive Leistungen, Integ-
rationen etc.) anknüpft und die aktive Einflussnahme auf die Zielerreichung verfolgt, soll 
das Interne Kontrollsystem (IKS) sicherstellen, dass verbindliche Regelungen (z. B. Ge-
setze, Mindeststandards) ein- und nachgehalten werden.  

 

5.9. Controlling 
 
Controlling ist ein grundlegendes Element innerhalb des Führungs- und Steuerungssys-
tems der AFK. Die Umsetzung der geschäftspolitischen Ziele wird durch das Controlling 
wesentlich unterstützt. In der Organisationseinheit „Controlling“ werden eine Reihe von 
Daten erhoben, zusammengeführt und aufbereitet, um sie für die 

► Analyse von Prozessabläufen, 
► interne und externe Berichterstattung und  
► Vorbereitung von geschäftspolitischen Entscheidungen  

heranzuziehen.  
 
Mit der rechtzeitigen Bereitstellung steuerungsrelevanter Daten werden wichtige Infor-
mationen transparent, die den Planungs- und Zielnachhaltungsprozess beeinflussen. Zur 
Stärkung der dezentralen Verantwortung unterstützt Controlling das Führen über Ziele 
durch die Nachhaltung der Zielerreichung. 
.  
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6. Arbeitsmarktprogramm 2009 
 
Für die Planung des Arbeitsmarktprogramms 2009 (AMP) folgte die AFK 
der Systematik von 2008, die Bedarfe verschiedener Zielgruppen zu ermitteln.  
Dabei zog die AFK die Ergebnisse und Erfahrungen aus der Maßnahmeplanung voriger 
Jahre heran und optimierte den internen Planungsprozess. Darüber hinaus sind auch 
im diesjährigen AMP zielgruppen- und berufsübergreifende Maßnahmen vorgesehen, 
um die Fördermöglickeiten für die arbeitslosen Kunden auf eine breite Basis zu stellen. 
  

 Jugendliche und junge Erwachsene unter 25 Jahren  
Die Maßnahmeplanung der AFK beinhaltete für die Zielgruppe U 25 rund 2.700 
Förderangebote. 

 Marktferne Kunden 
Die AFK plante für diese Zielgruppe vielseitige Fördermöglichkeiten in rd. 3.200 
Maßnahmen. 

 Marktnahe Kunden 
Mit dem Einsatz bewährter Standartangebote wurden rd. 1.200 Aktivierungen 
für diese Zielgruppe angestrebt. 

 Frauen, Alleinerziehende und Berufsrückkehrerinnen  
Über 2.200 Angebote sollten den beruflichen Einstieg arbeitsloser Frauen be-
günstigen. 

 Arbeitlose Personen über 50 Jahre 
Aus Mitteln des Bundesprogramms „Perspektive 50plus“ fördert die AFK speziell 
diese Personengruppe im Projekt „Beschäftigungspakt Nordhessen“. In 2009 
werden 600 Aktivierungen angestrebt. 

 Personen mit Migrationshintergrund 
Das AMP sieht rd. 130 Angebote zur sprachlichen Förderung von Migranten 
vor. Weiterhin dient ein vielseitiges Angebot der beruflichen Qualifizierungen 
Verbesserung der beruflichen Integration. 

 Schwerbehinderte Menschen 
Im AMP werden 100 Zuweisungen zum Integrationsfachdienst eingeplant. 

 Berufliche Eingliederung behinderter und von Behinderung bedrohter 
Menschen 
      Bestandteil des AMP ist die direkte Zuweisung dieser Zielgruppe zum Reha-  
     Fachdienst der Agentur für Arbeit.  

 

Zielsetzung des Arbeitsmarktprogramms 
 
Für das Jahr 2009 hat die AFK in ihrem Arbeitsmarktprogramm ca. 15.000 Aktivie-
rungen geplant, davon 2.700 Aktivierungen für Jugendliche unter 25 Jahren. 
Ziel ist dabei, einen umfangreichen Förderkatalog für die arbeitslosen Kunden vorzu-
halten, um möglichst bedarfsgerechte Maßnahmen nach Anforderungen der Kunden-
struktur und auch nach Anforderungen des Arbeitsmarktes anzubieten.  
Zur Finanzierung stehen Gelder im Eingliederungstitel (EGT) in Höhe von rd. 25 Mio. € 
bereit. 
 
Priorität hatte nach wie vor die unmittelbare Vermittlung in Arbeit. Vor dem Hinter-
grund des hohen Anteils von Arbeitslosen mit erheblichen Vermittlungshemmnissen 
war auch das Erreichen von Integrationsfortschritten ein bedeutender Aufgaben-
schwerpunkt. 
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7. Ausgaben für Eingliederungs- und Aktivierungsleistungen 
 
Die AFK erhielt für 2009 eine Zuteilung von Ausgabemitteln im Eingliederungstitel 
in Höhe von rd. 25 Mio. €. 
Am 30. Juni 2009 betrugen die Ausgaben aus dem Eingliederungstitel inklusive der 
vertraglichen Bindungen rd. 18,8 Mio. €. Damit war der Eingliederungstitel zu rd.  
75,3 % ausgeschöpft. 
 
Die AFK strebt die vollständige Ausschöpfung der vorhandenen Mittel für Eingliede-
rungsleistungen an. Die geänderten Bedingungen am Arbeitsmarkt machten eine Er-
weiterung des AMP mit zusätzlichen Qualifizierungsangeboten erforderlich. Da die Lage 
am Arbeitsmarkt weiterhin angespannt ist und der Vermittlung von Arbeitslosen weni-
ger Stellenangebote gegenüberstehen, nutzt die AFK die Zeit um ihre Kunden für den 
nächsten Aufschwung zu qualifizieren. 
Entsprechend werden vermehrte Ausgaben und Vorbindungen den Eingliederungstitel 
in der 2. Jahreshälfte belasten.  
 
Der wirtschaftliche und wirksame Einsatz der Mittel aus dem Eingliederungstitel 
ist vorrangiges Ziel der AFK. Bei der Ausgabe der Steuergelder wird die gezielte Ver-
wendung bei der Aktivierung der Kunden und der Realisierung von Integrationen und 
nicht die maximale Ausschöpfung der Mittel angestrebt. 
 
 
 
Eingliederungsbudget und Ausgabeanteile im Vergleich hessischer ARGEn  
(Stand 30.06.2009) 
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8. Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
 
Zum Jahresbeginn 2009 ist das Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente in Kraft getreten. Der Gesetzgeber hat auf Initiative der BA die Zahl der 
Förderleistungen auf das notwendige Maß reduziert und die verbleibenden Produkte 
einfacher und zugleich anpassungsfähiger gestaltet. Zentrales Ziel der Neuausrichtung 
ist es, mit flexiblen Förderinstrumenten schneller und bedarfsorientiert zu fördern. 
Gleichzeitig wird den Integrationsfachkräften und Fallmanagern mehr Entscheidungs-
spielraum eröffnet. 
 

Neue arbeitsmarktpolitische Instrumente 
 

 Vermittlungsbudget 
zur Förderung von 
► Bewerbungskosten 
► Mobilität (Fahrzeug, Führerschein, Fahrtkosten bei Arbeitsaufnahme) 
► Arbeitsmitteln 
► Nachweisen (z. B. Gesundheitszeugnis) 
► Unterstützung der Persönlichkeit (z. B. Friseurbesuch) 
► sonstigen Kosten in Verbindung Arbeits- und Ausbildungsaufnahme 

 
 Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung 

zur Übernahme von angemessenen Kosten, die für eine berufliche Eingliederung 
notwendig sind 
► Gruppenmaßnahmen 
► individuelle Förderangebote 
► Beauftragung Dritter  
 

 Öffentlich geförderte Beschäftigung 
► AGH  
 

 Freie Förderung 
bis zu 10% des Eingliederungstitels können für die Ergänzung gesetzlich geregelter 
Eingliederungsleistungen durch freie Leistungen eingesetzt werden. 
 

 Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen 
neben dem Einstiegsgeld können Darlehen und Zuschüsse für die Beschaffung von 
Sachgütern an Selbständige gewährt werden. 
 

 Vorbereitung auf den nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses 
es besteht ein Rechtsanspruch für Kunden, die die Anspruchsvoraussetzungen er-
füllen. 
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Zur Förderung ihrer Kunden stehen der AFK weiterhin die bewährten Instrumente  
 

 Förderungen der beruflichen Weiterbildung, 
 Leistungen zur Beschäftigungsförderung, 
 Einstiegsgelder, 
 Eingliederungszuschüsse, 
 Vermittlungsgutscheine und 
 kommunale Eingliederungsleistungen (sozialintegrativ)  

 
zur Verfügung. 
 
Einen Ausschnitt aus dem gesamten Förderangebot der AFK stellen die 
nach Themenfeldern gegliederten arbeits- und sozialintegrativen Instru-
mente dar. 
 
Mit diesen vielfältigen Angeboten hat die AFK innerhalb von sechs Monaten 
bereits 6.147 eHb gefördert.  
 
 

arbeitsmarktpolitische 
Instrumente Regelung 

Förderungen 
kumuliert von 
Jan – Jun 2009 

Aktivierungen insgesamt  6.147 

Förderungen aus dem Vermittlungsbudget § 45 SGB III 282 
Maßnahmen zur Aktivierung und 
 beruflichen Eingliederung   § 46 SGB III 4.108 

Förderungen der beruflichen Weiterbildung § 77 SGB III 167 

Leistungen zur Beschäftigungsförderung § 16 e SGB II 37 

Freie Förderungen § 16 f SGB II 58 
Leistungen zur Eingliederung  
Selbständiger § 16 c SGB II 82 

Eingliederungszuschüsse  § 217 SGB III 106 

Einstiegsgeld  § 16 b SGB II 126 

Arbeitsgelegenheiten § 16 d SGB II 807 

Kommunale Eingliederungsmaßnahmen § 16 a SGB II 372 

Vermittlungsgutscheine § 421 g SGB III 2 
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9. Besonders erwähnenswerte Aktivitäten 

9.1. Beschäftigungsorientiertes Fallmanagement 
 
Im ersten Halbjahr 2009 wurden 

 439 Bedarfsgemeinschaften mit  
 495 Personen 

neu ins beschäftigungsorientierte Fallmanagement aufgenommen. 
 
Die Problemfelder dieser Kunden lagen insbesondere in der Motivation, im familiären 
oder sozialen Umfeld und im gesundheitlichen (insbesondere psychischen) Bereich. 
In einer Vielzahl der Fallmanagementfälle war die Integration zusätzlich durch fehlen-
de berufliche Qualifikation erschwert. 
 
Neben der intensiven Beratung und Begleitung durch die Fallmanager wurden die An-
gebote der Netzwerkpartner der AFK intensiv genutzt, um diesen Problemlagen zu 
begegnen, sie zu mildern oder zu beseitigen.  
 
Trotz der multiplen Problemlagen konnten allein im 1. Halbjahr diesen Jahres  
 

 276 Fallmanagementkunden integriert werden,  
      darunter 

► 110 in eine versicherungspflichtige Beschäftigung auf dem 1. Arbeitsmarkt,  
► 9 in Ausbildung, 
► 10 in eine selbständige Tätigkeit. 

 
 

Integrationen

(12) U25-
Coachings - 

mind.6 Monate; 
10

(11) EQ; 1

(10) BVB; 1
(9) AGH - 

Entgeltvariante; 0

(14) Studium; 1

(13) 
Schulbesuch; 3

(8) AGH - 
Mehraufw.; 165

(7) § 16e; 3

(5) Umschulung; 
5

(6) 
Selbständigkeit; 

10

(4) Ausbildung; 9

(3) vers.pflichtig - 
VZ; 59

(2) vers.pflichtig - 
TZ; 51(1) geringfügige 

Beschäftigung; 
85
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Um die erreichten Integrationen nachhaltig zu sichern, werden die Kunden in der Re-
gel auch nach der erfolgten Arbeitsaufnahme weiter begleitet. Hierbei steht neben 
dem Abschluss noch laufender Beratungsprozesse nicht selten auch der Kontakt mit 
dem neuen Arbeitgeber und im Bedarfsfall auch Krisenintervention auf dem Pro-
gramm. 
 
Nicht zuletzt durch diese nachhaltige Betreuung konnte bisher in 2009 bei  
 

 74 Bedarfsgemeinschaften die Unabhängigkeit von SGB II-Leistungen erreicht 
werden über eine Integration. 

 
 

Beendigung FM

(9) Sonstiges; 15; 
4%

(8) Übergang SGB 
XII; 26; 6%

(7) Wegzug; 54; 
13% (6) sonstiger Wegfall 

Hilfebed.; 71; 17%

(5) Wegfall 
Hilfebed.sonst.Einko

mmen; 13; 3%

(4) weiteres FM 
nicht sinnvoll; 77; 

20%

(3) FM-Ziele erreicht 
-> zurück an IFK; 59; 

14%

(2) integriert-weiter 
hilfebedürftig; 21; 

5%

(1) integriert-nicht 
mehr hilfebedürftig; 

74; 18%

 
 
 

9.2. Fallmanagement (extern) 
 
Im Jahr 2007 startete die AFK das „Externe Fallmanagement für erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige mit Migrationshintergrund“ in Kooperation mit dem Träger Kulturzentrum 
Schlachthof. Das große Projekt setzte auf eine Kombination von Beratung, Begleitung, 
Qualifizierung und Vermittlung von erwerbsfähigen Migranten.  
 
Viele der Kunden hatten keinen verwertbaren Schul- oder Ausbildungsabschluss. Für 
viele Ältere stellte sich die Frage: Was kann ich noch? Und was ist mit meinem Selbst-
wertgefühl vereinbar?  
Die Fallmanager waren mit Problemen im familiären Bereich konfrontiert. Immer wie-
der gab es auch Suchtproblematiken. Intensivste Betreuung war notwendig. Die Fall-
manager machten Hausbesuche, begleiten die Klienten zu Behörden und bauten ein 
tragfähiges Vertrauensverhältnis auf.  
Externes Fallmanagement kümmert sich um die vielen kleinen Schritte, die vor der 
Vermittlung in den Arbeitsmarkt notwendig sind. So betrachtet haben alle Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer profitiert und Integrationsfortschritte erzielt.  
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400 Menschen mit Migrationshintergrund wurden im Projekt betreut. Rund 23 % von 
ihnen wurden in den vergangenen eineinhalb Jahren in den Arbeitsmarkt integriert. 
Eine bemerkenswerte Vermittlungsquote. Das Projekt endete im Mai 2009. 
 
Zahlen und Fakten (Stand 31.05.2009) 
 

 Integration von insgesamt 91 Personen in Erwerbstätigkeit, davon 
► 72 in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
► 14 geringfügige Beschäftigung 
► 1 schulische und 1 betriebliche Ausbildung 
► 4 Existenzgründungen 

 
 

betriebliche 
Ausbildung

(betrieblich); 
1; 1,1%

Existenzgründung; 
4; 4,3%

soz-ver-pfl. 
Beschäftigung ; 72; 

78,3%

geringfügige 
Beschäftigung; 14; 

15,2%
schulische 

Ausbildung; 1; 
1,1%

 
 
 
 

Interkulturelles Fallmanagement 
 
Im Juni 2009 startete die AFK das neue Projekt „interkulturelles Fallmanagement“ in 
Kooperation mit dem Träger Kulturzentrum Schlachthof. In diesem Projekt sollen 
Kenntnisse über das Rechts- und Sozialsystem der Bundesrepublik Deutschland sowie 
über die Kultur vermittelt werden. Es geht darüber hinaus um den Abbau von Vorbe-
halten und darum, die Bereitschaft zu wecken, Einstellungen und Wertvorstellungen zu 
reflektieren und gegebenenfalls zu verändern. Über die Wirkung des „interkulturellen 
Fallmanagements“ wird im Frühjahr 2010 berichtet. Der abschließende Erfolg dieses 
Projektes steht spätestens an seinem Ende am 31. Dezember 2010 fest. 
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9.3. Ausbildungsstellenvermittlung 
 
Seit 01.10.2005 werden Kunden der AFK im Rahmen eines Vertrages durch die Be-
rufsberatung bzw. Ausbildungsvermittlung der Agentur für Arbeit betreut. 
 
Ziel der Dienstleistung ist die Integration von Jugendlichen / jungen Erwachsenen aus 
dem Rechtskreis SGB II in den allgemeinen Ausbildungsmarkt einschließlich aller schu-
lischen Möglichkeiten, die Förderung der Ausbildungsreife durch verschiedene Angebo-
te sowie die Vermittlung in Ausbildungsförderungsprogramme für Jugendliche mit be-
sonderem Förderbedarf. 
Die Aufgabe der individuellen Bewerberbetreuung wird in der Agentur für Arbeit von 
sechs Ausbildungsvermittlern wahrgenommen. 
 
Zahlen und Fakten (Stand 30.06.2009) 
 
die AFK hat im Berichtszeitraum von Oktober 2008 bis Juni 2009 

 1.047 jugendliche Bewerber der Berufsberatung zugewiesen, 
► davon 444 in der Zeit von Januar bis Juni 2009 

 1.032 Jugendliche bzw. 98,6 % nahmen die fachkundige Begleitung der  
Berufsberatung in Anspruch, 

 im Schnitt hatten 509 Bewerber (rd. 67,3 %) monatlichen Kontakt zur 
 Berufsberatung. 

 
 
Verbleib von jugendlichen Bewerbern  
 

fehlende 
Mitwirkung; 6,9%

Reha; 2,2%

Ausbildung; 8,7%

schulische 
Ausbildung; 4,4%

freiwilliges 
soziales Jahr; 0,6%

Ausbildung in 
außerbetrieblicher 
Einrichtung; 1,1%

berufsvorbereitende 
Maßnahme; 3,2%Einstiegs-

qualifizierung; 1,7%
Arbeitsaufnahme; 

0,5%

Vorbereitung auf 
Teilzeitausbildung; 

3,4%

Sonstige; 2,2%

Studium; 0,4%

Wehrdienst / 
Zivildienst; 0,2%
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9.4. Teilzeitausbildung für Alleinerziehende 
 
Immer mehr Unternehmen setzten auf familienfreundliche Arbeitszeitmodelle. In der 
Berufsausbildung sind Teilzeit-Modelle aber noch eine Ausnahme, obwohl der Bedarf 
nach Einschätzung von Experten da ist und immer weiter ansteigt. 
 
Dieser Entwicklung und dem Bedarf von Kundinnen vor Ort trägt die AFK mit dem Pro-
jekt „Betriebliche Ausbildung für alleinerziehende Mütter unter 27 Jahre“ Rechnung, 
einem Landesprogramm, das von der AFK kofinanziert wird.  
 
Bei der Teilzeitausbildung kann die wöchentliche Arbeitszeit je nach den individuellen 
Erfordernissen auf 20 bis 30 Stunden verkürzt werden. Dabei sind Arbeitsleistung und 
Lernerfolg genauso hoch wie bei anderen Ausbildungsmodellen. Die Ausbildung dauert 
einfach entsprechend länger. 
 
Im Mitte Juli 2009 beendeten Kurs profitierten 20 junge alleinerziehende Mütter 
von dem Projekt: Sie haben ihre Ausbildungen erfolgreich abgeschlossen, Arbeitsstel-
len gefunden beziehungsweise setzen ihre schulische Ausbildung an einer Fachober-
schule fort. Die Erfolgsquote lag bei fast 100 Prozent. 
 
Gemeinsam mit dem Trägerverbund „Berufs- und Jugendhilfe Bad Hersfeld gGmbH“ 
(BJH), „Vabia“ und „BuntStift“ wurde das Projekt „Betriebliche Ausbildung für allein-
erziehende Mütter unter 27 Jahre“ umgesetzt. Die Ausbildungsstellenvermittlung er-
folgte durch die Agentur für Arbeit. 
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9.5. Perspektive 50plus - 
 Beschäftigungspakte für Ältere in den Regionen 

 
„Perspektive 50plus - Beschäftigungspakte für Ältere in den Regionen“ ist ein Pro-
gramm des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zur Verbesserung der Beschäf-
tigungschancen älterer Langzeitarbeitsloser. Mit der Fortführung in den Jahren 2008 
bis 2010, der zweiten Programmphase, haben sich die 62 bundesweiten Beschäfti-
gungspakte regional ausgeweitet.  
In der Region Kassel sind die Arbeitsförderung Kassel-Stadt GmbH, die Arbeitsförde-
rung Landkreis Kassel, die Arbeitsförderung Werra-Meißner-Kreis, die Arbeitsförderung 
Schwalm-Eder und die Arbeitsförderung Waldeck-Frankenberg am Beschäftigungspakt 
beteiligt. 
 
Neben den Potenzialen der Wirtschaft und der Länder soll auch die Gestaltungskraft 
und Kreativität der Regionen stärker als bisher zur beruflichen Eingliederung älterer 
Langzeitarbeitsloser genutzt werden. 
 

9.6. Teilprojekt „DON“ 
 
„DON - Demografische Offensive Nordhessen“ bezeichnet das gesamte Teilprojekt der 
AFK. 
Unter dem Stichwort „Ältere Arbeitnehmer - Ressource der Wirtschaft“ werden mit den 
verschiedenen Unterprojekten des Konzeptes den Betrieben der Region die Potenziale 
und Kompetenzen der älteren Arbeitnehmer als unverzichtbare Ressource der Wirt-
schaft bewusst gemacht und so die Beschäftigungschancen der älteren Arbeitnehmer 
entscheidend und nachhaltig verbessert. Nachfolgend werden die Unterprojekte bzw. 
Maßnahmen, die unter diesem Dach durchgeführt werden, beschrieben. 
 

 589 Integrationen seit Projektbeginn 2006 
► darunter 168 Integrationen weiblicher Teilnehmer 

 96 Integrationen seit 2009 
► darunter 23 Integrationen weiblicher Teilnehmer 

 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Perspektive 50plus 

Demografische Offensive Nordhessen 
(DON) 

TBW 
 

(Trägerver-
bund berufl. 

Weiterbildung) 

ProGES 
 

(Existenz-
gründungs-
programm 

AGS 
 

 (Arbeitgeber-
service AFK) 
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a) Unterprojekt DON-TBW 
 
Kurzdarstellung des Projektansatzes 
Die primäre Strategie wird durch das individuelle Coaching des einzelnen Menschen 
bestimmt. Die Gesamtleistung für den einzelnen Teilnehmer ist ein individuell abge-
stimmter Mix aus Beratung / Begleitung, Qualifizierung, Praxiserprobung und Vermitt-
lung. Das bewährte Angebot an Qualifizierungen aus der ersten Programmperiode 
wurde beibehalten und um weitere Qualifizierungen markt- und bedarfsorientiert er-
weitert. 

Aussagen zur Projektumsetzung 
Das Projekt wird gemeinsam umgesetzt mit den Sozialpartnern Nordhessen, einem 
Zusammenschluss von 

 Trägerverbund berufliche Weiterentwicklung GmbH (TBW) 
 Deutsche Angestellten Akademie GmbH (DAA) 
 Bildungszentrum Handel und Dienstleistungen e.V. (BZH) 
 JAFKA gGmbH (Berufsausbildung / Werkstätten / Dienstleistungen) 
 Verein für Sozialpolitik, Bildung und Berufsförderung e.V. -  

Bildungswerk der Nordhessischen Wirtschaft (VSB) 
 
Die Träger dieser miteinander vernetzten und im ständigen Dialog stehenden Koopera-
tionspartner sind 
 

 der Arbeitgeberverband der Metall- und Elektrounternehmen in Hessen (AGV) 
 der Einzelhandelsverband Hessen-Nord 
 der Unternehmerverband Nordhessen 
 die Vereinigung der hessischen Unternehmerverbände (vhu) - Geschäftsstelle 

Nordhessen 
 die Gewerkschaft ver.di 

 
Die Teilnehmer werden von den Integrationsfachkräften der AFK für die Dauer von 6 
Monaten dem Projekt zugewiesen. 
 

 1.751 Aktivierungen seit Projektbeginn 2006 
► darunter 698 Aktivierungen weiblicher Teilnehmer 

 241 Integrationen seit Projektbeginn 2006 
► darunter 91 Integrationen weiblicher Teilnehmer 

 241 Integrationen seit 2009 
► darunter 12 Integrationen weiblicher Teilnehmer 
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b) Unterprojekt/Maßnahme DONplus 

Kurzdarstellung des Projektansatzes 
Insbesondere auch durch das vorgeschaltete Intensivprofiling wurden gegenüber der 
ersten Förderperiode Veränderungen in Bezug auf die Marktgängigkeit und die Inte-
grationschancen der zugewiesenen Kunden deutlich. Die Auswertungen ergaben, dass 
ein immer größer werdender Anteil der Kunden einen steigenden Bedarf an sozialinte-
grativer Betreuung hat, dem mit den regulären DON-Angeboten nicht Rechnung ge-
tragen werden kann. Um auch diesen Kunden zumindest perspektivisch die Teilnahme 
am Projekt zu ermöglich, wurde der Projektteil DONplus mit dem Schwerpunkt der 
sozialintegrativen Beratung implementiert. DONplus startete ab Juli 2008. 
Aussagen zur Projektumsetzung 
Die Umsetzung entspricht im Wesentlichen der von DON-TBW. Aufgrund der Ergebnis-
se des intensiven Eingangsprofilings wird entschieden, ob der Kunde in DON-TBW oder 
zuvor in DONplus einmünden kann. Die Betreuung im DONplus-Projekt erfolgt eben-
falls für 6 Monate. 

 
 101 Aktivierungen seit Maßnahmebeginn 2008 
► darunter 59 Aktivierungen weiblicher Teilnehmer 

 28 Integrationen seit Maßnahmebeginn 2008 
► darunter 14 Integrationen weiblicher Teilnehmer 

 1 Integration seit 2009 
 

c) Unterprojekt Frauen und Gesundheit 

Kurzdarstellung des Projektansatzes 
Es handelt sich um ein Teilprojekt eines gemeinsamen Projektes des Beschäftigungs-
paktes Nordhessen zum Thema „Frauen und Gesundheit“. 
Das Projekt richtet sich an Frauen mit erkennbar relevanten Potenzialen zur Eingliede-
rung in den ersten Arbeitsmarkt. Ergänzend zu den bestehenden Qualifizierungsange-
boten und Vermittlungscoachings geht dieses Angebot auf teilweise schwer zu identifi-
zierende Defizite wie Befindungsstörungen, fehlende soziale Kompetenzen ein. 
Ziel ist u. a. die Heranführung an Selbstreflexion und Selbstachtung im Sinne einer 
ganzheitlichen Betrachtung von Person, Gesundheit und Leistungsbereitschaft. 

Aussagen zur Projektumsetzung 
Das Angebot richtet sich zunächst an acht Frauen zusätzlich zum bestehenden Ange-
bot DON-TBW. Eine Folgemaßnahme für weitere 8 Frauen ist geplant, weitere Planun-
gen sind von der Evaluation der Maßnahmeergebnisse abhängig. Das Projekt wurde 
am 07.05.09 begonnen. 
 

 8 Aktivierungen seit Projektbeginn  
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d) Unterprojekt Absolventenmanagement 50plus 

Kurzdarstellung des Projektansatzes 
Im Rahmen des Projekts „Absolventenmanagements“ sollen Kunden, die trotz umfang-
reicher Bemühungen während der Teilnahme an einem Projekt der „Perspektive 
50plus“ nicht in den ersten Arbeitsmarkt integriert werden konnten, als Teil einer 
Gruppe eigenständig aktiv die eigene Vermittlung sowie die der anderen Gruppenmit-
glieder betreiben. Unterstützt werden sie dabei durch einen Personalcoach, der jeder-
zeit als Ansprechpartner zur Verfügung steht und die Gruppe bei der Stellenakquise 
sowie der Selbstvermarktung begleitet. Das Unterprojekt hat am 29.06.09 mit 7 Teil-
nehmern begonnen, 12 Teilnehmerplätze stehen zur Verfügung. 

Aussagen zur Projektumsetzung 
Die Umsetzung des Absolventenmanagements erfolgt mit den Sozialpartnern Nordhes-
sen. Im Zentrum für Arbeit und Coaching Kassel (ZACK) wurden entsprechende Ar-
beitsplätze für die Teilnehmer sowie ein Gruppenraum einrichtet.  
Ehemalige 50plus-Teilnehmer werden von ihren persönlichen Ansprechpartnern über 
das Projekt informiert und bei Interesse zugewiesen. Die Zuweisungsdauer beträgt 6 
Monate. 
 

 7 Aktivierungen seit Maßnahmebeginn 2008 
► darunter 3 Aktivierungen weiblicher Teilnehmer 

 

e) Unterprojekt DON-ProGES 

Kurzdarstellung des Projektansatzes 
Aufgrund der erfolgreichen Arbeit mit älteren Gründungswilligen in der ersten Förder-
periode wurde auch der Bereich Existenzgründungsberatung und -förderung ausge-
baut und ist nun fester Bestandteil des 50plus-Konzeptes der AFK.  

Aussagen zur Projektumsetzung 
Insbesondere ältere Kunden erhalten in einer offensiven Werbung erste Informationen 
darüber, dass auch ohne vorhandenes Eigenkapital die Möglichkeit einer Betriebsgrün-
dung oder einer Betriebsübernahme besteht. Hier sollen sofort Vorurteile, wie z. B. 
älteren Menschen gibt man für eine eigenständige Existenz keine Chance, abgebaut 
werden. Erfolgreiche Beispiele sprechen sich herum. Dadurch werden „schlummernde“ 
Ideen oder Vorhaben vorgetragen. Bei der Beratung, Finanzierung und Begleitung der 
Vorhaben wird besonders auf den Personenkreis eingegangen, um die Scheu vor be-
triebswirtschaftlichen Risiken im Alter zu nehmen. 
 

 141 Existenzgründungen seit Projektbeginn 2006 
► darunter 42 Aktivierungen weiblicher Teilnehmer 

 24 Integrationen in 2009 Existenzgründungen seit Projektbeginn 2006 
► darunter 5 Integrationen weiblicher Teilnehmer 
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f) Unterprojekt DON-AGS 

Kurzdarstellung des Projektansatzes 
Als dritte Säule des Teilprojektes DON hat der Arbeitgeberservice der AFK (AGS) sein 
Beratungsangebot darauf ausgerichtet, Unternehmen für den Personenkreis 50plus zu 
sensibilisieren und moderiert, speziell auf die Projektteilnehmer zugeschnitten, die 
Kontaktaufnahme zu Arbeitgebern. Zu diesem ausdrücklich bewerberorientierten An-
gebot gehört ergänzend zu der Beratung im Bereich Personalauswahl, bedarfsgerechte 
Qualifizierung und Förderung auch das Angebot der nachgehenden Betreuung und 
Beratung bei erfolgter Integration. Darüber hinaus ist der AGS in branchenspezifische 
Unterprojekte mit den anderen Paktpartnern Landkreis Kassel, Landkreis Waldeck-
Frankenberg, Schwalm-Eder-Kreis und Werra-Meißner-Kreis eingebunden. Im ersten 
Halbjahr 2008 wurde hier das Projekt „Zeitarbeit 50plus“ begonnen, mit dem bereits 
einige zusätzliche Integrationen von Projektteilnehmern im Bereich Zeitarbeit generiert 
werden konnten. 

Aussagen zur Projektumsetzung 
Im Wesentlichen werden die Kunden aus den vorbereitenden Aktivitäten der „norma-
len“ Stellenvermittlung akquiriert. Im AGS werden branchenorientiert Vermittlungs-
pools aufgebaut, um bei Stellenangeboten schnell und qualitativ gut reagieren zu kön-
nen. In diesen Pools befinden sich Kunden Perspektive 50 plus, die bei Besuchen bei 
Arbeitgebern oder bei konkreten Stellenangeboten gezielt vorgeschlagen werden kön-
nen. Das generelle Vorauswahlverfahren führt dazu, dass die Kunden Perspektive 
50plus nicht nur aus Sicht der Bewerberorientierung, sondern auch aus Arbeitgeber-
sicht eingestuft werden können. Das macht die Verhandlungen mit den Arbeitgebern 
erheblich einfacher.  
 

 107 Integrationen gesamt seit Projektbeginn 2006 
► darunter 27 Integrationen weiblicher Teilnehmer 

 30 Integrationen in 2009 Existenzgründungen seit Projektbeginn 2006 
► darunter 7 Integrationen weiblicher Teilnehmer 
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9.7. Arbeitgeberservice und ProGES 
 
Der Arbeitgeberservice der AFK 
 
Der Arbeitgeberservice (AGS) der AFK geht immer wieder neue Wege, um Unterneh-
men in der Region, aber auch darüber hinaus, auf seine Leistungen und Angebote 
aufmerksam zu machen. Die Arbeitgeber sind der Schlüssel für erfolgreiche Vermitt-
lungsbemühungen. Sie sollen die bewährte, unkomplizierte, passgenaue und schnelle 
Personalvermittlung des Arbeitsgeberservice kennenlernen. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Arbeitgeberservice wählen geeignete Bewer-
berinnen und Bewerber passend zum gewünschten Profil aus. Bei Bedarf organisieren 
sie die Vorstellungsgespräche oder stellen Räumlichkeiten im Kasseler Rathaus zur 
Verfügung. Gegebenenfalls werden geeignete Bewerberinnen und Bewerber nach den 
Erfordernissen des Arbeitsplatzes qualifiziert. Eingliederungszuschüsse und Fragen zu 
Vermittlung und Förderung sind weitere wichtige Themen. 
 
Kennenlernen, Kontakte pflegen, Ideen sammeln, Kooperationen noch weiter verbes-
sern - das alles sind Anliegen, die der AGS mit unterschiedlichen Projekten und Aktio-
nen umsetzt. Netzwerken in der Region ist der zentrale Erfolgsfaktor für den AGS und 
damit für die AFK.   
 
Da gibt es zum Beispiel das „Unternehmensfrühstück“ branchengerecht aufgebaut für 
interessierte Unternehmer und Mitarbeiter oder die „Marktplätze“. Dahinter verbergen 
sich Börsen, die Arbeitsuchende und Unternehmen zusammenbringen. Attraktives 
Rahmenprogramm inklusive. Dabei entstehen Kontakte, die kurz- oder mittelfristig zu 
Einstellungen führen.  
 
 
Arbeitsmarktdaten (Stand 30.06.2009) 
 

 609 offene Stellenangebote gemeldet, 
► davon 222 vom AGS akquiriert,  

 175 Stellen besetzt, Stellenbesetzungsquote 34,6 % 
 113 Anträge auf Eingliederungszuschüsse (EGZ, EZN)  bewilligt,  
 27 geringfügige Beschäftigungsverhältnisse in sozialversicherungspflichtige Be-

schäftigungsverhältnisse umgewandelt. 
 

Existenzgründungen im Projekt ProGES (Stand 30.06.2009) 
 

 Im ersten Halbjahr erhielten 193 Gründungswillige eine Erstberatung über 
„ProGES“, 

 nach individueller Beratung und Prüfung der Geschäftsidee nahm die AFK  
133 eHb in die Förderung und Unterstützung auf,  

 27 Anträge auf Existenzgründungsförderung wurden abgelehnt (rd. 14 %), 
 in 45 Fällen hat die AFK finanzielle Hilfen über Darlehen gewährt, 
 die durchschnittliche Darlehenshöhe betrug 7.245 €. 
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9.8. Beschäftigungszuschuss nach § 16 e SGB II 
 
Zuschuss zur Verbesserung der Beschäftigungschancen von Menschen mit 
Vermittlungshemmnissen (JobPerspektive) 

Dieser Beschäftigungszuschuss bietet für Menschen, die auf dem allgemeinen Arbeits-
markt auf absehbare Zeit keine Vermittlungschance haben, wieder eine Perspektive 
auf Arbeit. Diese besondere Arbeitgeberförderung wurde für langzeitarbeitslose er-
werbsfähige Hilfebedürftige über 18 Jahren mit besonderen Vermittlungshemmnissen 
eingeführt.  
Voraussetzung der Förderung ist, dass grundsätzlich mindestens 6 Monate lang erfolg-
los eine aktive Vermittlung des Hilfebedürftigen in den Arbeitsmarkt versucht worden 
und eine Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt innerhalb der nächsten 24 Mo-
nate nicht zu erwarten ist. 

Der Beschäftigungszuschuss beträgt maximal 75 % des gezahlten tariflichen bzw. orts-
üblichen Bruttoentgelts sowie des pauschalierten Anteils des Arbeitgebers am Gesamt-
sozialversicherungsbeitrag abzüglich des Beitrags zur Arbeitsförderung. Daneben kön-
nen pauschalierte Kostenzuschüsse für eine begleitende Qualifizierung und in Einzelfäl-
len Einmalzahlungen für einen besonderen Aufwand zum Aufbau von Beschäftigungs-
möglichkeiten erbracht werden.  
Der Beschäftigungszuschuss kann nach einer Befristung auf 24 Monate bei weiterem 
Vorliegen der Fördervoraussetzungen dauerhaft gewährt werden. 

Zahlen und Fakten (Stand 30.06.2009) 
 

 die AFK inzwischen 97 Arbeitsverhältnisse mit BEZ gefördert 
► davon 36 im 1. Halbjahr 2009 
 die 14 hessischen ARGEn haben insgesamt 1.028 Arbeitsverhältnisse mit BEZ 

unterstützt 
► die AFK nimmt davon einen Anteil von 9,4 % ein 
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9.9. Bundesprogramm „Kommunal-Kombi“ 
 
„Kommunal-Kombi“ ist ein Bundesprogramm zur Schaffung zusätzlicher sozialversiche-
rungspflichtiger Arbeitsplätze in Regionen mit besonders hoher und verfestigter Lang-
zeitarbeitslosigkeit. 
„Kommunal-Kombi“ hat das Ziel, den Arbeitsmarkt in den betroffenen Regionen zu 
entlasten und einen Beitrag zur Stärkung der kommunalen Strukturen und damit zum 
Aufbau von sozialem Kapital vor Ort zu leisten. 

Die erstmalige Besetzung des Arbeitsplatzes muss spätestens am 31.12.2009 erfolgen. 
Die Förderung eines Arbeitsplatzes ist maximal für die Dauer von 3 Jahren, demnach 
längstens bis zum 31.12.2012 möglich. 

Zielgruppe 

Die konkrete Zielgruppe in den entsprechenden Regionen sind Langzeitarbeitslose im 
Sinne des § 18 SGB III, die seit mindestens einem Jahr arbeitslos sind und seit min-
destens einem Jahr Arbeitslosengeld II beziehen. 

 
Die Stadt Kassel ist an diesem Programm beteiligt. Sie ist bestrebt den Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung umzusetzen und mindestens 100 zusätzliche, befriste-
te, sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse innerhalb der zweijährigen Förder-
phase zu schaffen.  
 
 
Zahlen und Fakten 
 

 von 78 beantragten Förderungen sind bisher, 
 58 vom Bundesverwaltungsamt bewilligt worden, 
 davon hat 
► die Stadt Kassel 29 Arbeitsplätze besetzt  
► 23 Stellen sind bei Trägern sozialer Aufgaben entstanden 
 6 Arbeitsplätze werden aktiv eingeworben, 
 die Einrichtung von 3 weiteren Arbeitsplätzen befindet sich in Prüfung. 
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9.10. Sozialintegrative Beratung 
 
Die Stadt Kassel und die AFK haben mit den Trägern der Beratungsstellen eine Rah-
menvereinbarung für die Beratungsleistungen nach § 16 a SGB II getroffen. Diese 
Vereinbarung bietet der AFK die Grundlage, die jeweiligen Beratungsstellen mit der 
Durchführung der Beratungsangebote zu beauftragen. 
Die Beratungsangebote sind modular gestaltet und beginnen in der Regel mit einem 
Grundmodul. In diesem Modul erfassen die Berater in ersten Gesprächen mit den eHB 
die individuelle Problemlage und stellen den voraussichtlichen Beratungsbedarf, ggf. 
auch das Erfordernis weiterführender Hilfen (z. B. Therapie) oder vorrangiger Hilfen 
fest.  
Die Verknüpfung sozialintegrativer Angebote mit den Aktivitäten der Arbeitsförderung 
ist ein wichtiger Bestandteil des Integrationsansatzes im SGB II. An dieser Stelle wird 
besonders deutlich, wie wichtig die gute Zusammenarbeit der Stadt Kassel und der 
Agentur für Arbeit als Träger unterschiedlicher Leistungen nach dem SGB II im gesam-
ten Integrationsprozess ist. 
 

 
 
 
Anteile der sozialintegrativen Beratungsmodule 
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Sozialintegrative 
Beratungsmodule 

Teilnahmen 
2007 

Anteil 
in % 

Teilnahmen 
2008 

Anteil 
in % 

Teilnahmen 
bis Juni 
2009 

Anteil 
in % 

Insgesamt 1.312  1.320  713  

Schuldnerberatung 912  69,5  742 56,2 408 57,2 

Suchtberatung 207 15,8   306 23,2 147 20,6 

psycho-soziale 
Beratung 193  14,7  272 20,6 158 22,2 
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10. Passive Leistungen in der Grundsicherung 
 

mtl. Ø 
2007 

Verände-
rung zum 
Vorjahr 

mtl. Ø 
2008 

Verände-
rung zum 
Vorjahr 

mtl. Ø 
2009 

Verände-
rung zum 
Vorjahr 

Zweckbe-
stimmung 

absolut 
(T €) in %  absolut 

(T €) in %  absolut 
(T €) in %  

Arbeitslosengeld II 5.257 -7,6 4.929 -6,2% 4.841 -1,8 

Sozialgeld 258 -3,0 253 -1,9% 228 -9,9 

Regelleistun-
gen ges. 5.515 -7,4 5.183 -6,0% 5.069 -2,2 

Kosten der  
Unterkunft 4.680 -4,2 4.497 -3,9% 4.453 -1,0 

Sonstige 
 Leistungen 82 0,0 82 0,0% 89 +8,5 

Passive Leis-
tungen ges. 10.195 -5,9 9.761 -4,3% 9.611 -1,5 

 
 
Die durchschnittlichen monatlichen Ausgaben für passive Leistungen lagen in den ers-
ten sechs Monaten bei rd. 9,6 Mio. € und sind im Vergleich zum Vorjahr um 1,5 % 
gesunken. 
 
 
Zielsetzung der Bundesagentur für Arbeit 
 
Eine Reduzierung der passiven Leistungen konnte auch in den ersten sechs 
Monaten erfolgreich umgesetzt werden. 
 
Für die AFK gilt im Jahr 2009 die Zielsetzung, auf Basis der Ergebnisse von 
2008 eine Senkung der Ausgaben um 2,5 % zu erreichen. 
 
Nach der konjunkturell bedingten Anpassung der Zielvereinbarung wird die 
Entwicklung der passiven Leistungen zusätzlichen Erwartungswerten gegen-
übergestellt. 
Für die AFK gilt der Erwartungswert, einen Anstieg der passiven Leistungen 
auf 3,2 % zu begrenzen. 
 

 Die Ausgaben (ALG II und Soz-Geld) kumuliert von Januar bis Juni 2009 betru-
gen rd. 30,4 Mio. € (Ist-Wert).   
 

 Der Basiswert für die Zielerreichung lag bei rd. 30,6 Mio. € (Soll-Wert),  
► im Soll-/Ist-Vergleich errechnete sich eine Absenkung um 0,6 %,  
► die Zielsetzung einer Reduzierung um 2,5 % wurde verfehlt. 

 
 Der Erwartungswert lag bei rd. 31,6 Mio. € (Soll-Wert),  
► im Soll-/Ist-Vergleich errechnete sich eine Absenkung um 0,6 %,  
► die Zielsetzung, den Anstieg auf 3,2 % zu begrenzen, wurde erreicht. 
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Passive Leistungen im Soll-/Ist-Vergleich 
 

 auf Basis der Zielvorgabe  „Senkung um 2,5 %“ 
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Zielsetzung des kommunalen Trägers Stadt Kassel  
 

Die AFK hat für 2009 das Ziel, auf Basis der Ergebnisse von 2008 eine Sen-
kung der kommunalen Ausgaben um 2,0 % zu erreichen.  
 

 Die kumulierten Ausgaben für Kosten der Unterkunft (KdU) und sonstige ein-
malige Leistungen betrugen im Juni 2009 ca. 27,3 Mio. € (Ist-Wert), 

 im 1. Halbjahr 2008 gab die AFK für KdU und sonstige einmalige Leistungen  
rd. 27,9 Mio. € aus,  

 im Vergleich zum Vorjahr fielen die kumulierten Ausgaben rd. 2,4 Prozentpunk-
te geringer aus, 

 die Zielvorgabe einer Reduzierung der Ausgaben um 2 % ist im 1. Halbjahr  
erfüllt. 

 
 

 
 

Art der 
Ausgaben 

Ausgaben 
2006 

in  T € 

 Ausgaben 
2007 

in  T € 

Ausgaben 
2008 

in T € 

voraus. 
Ausgaben 

2009 
in T € 

Verändg.
in % 

 

Kosten für Unter-
kunft u. Heizung 58.838  56.198  54.197  54.200 0,004 

Einmalige Leistungen  977  953  900  874 -20,1 

Sozialintegrative 
Leistungen 143  386  391  280 -2,9 

Gesamt- 
ausgaben 59.958 57.538 55.448 55.354 -0,2 
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Regelleistungen Arbeitslosengeld II / Sozialgeld 
 
 

Pauschalierte Regelleistung bei Arbeitslosengeld II / Sozialgeld 

Berechtigte 

 Alleinstehende 

 Alleinerziehende 

 Person mit 
minderjährigem 
Partner 

 
 

 Partner ab 
Vollendung des 
18. Lebensjahres 

 
 

 

 Kinder ab 
Vollendung des 
14. Lebensjahres 
bis zur 
Vollendung des 
25. Lebensjahres 

 Minderjährige 
Partner 

 Kinder bis 
Vollendung des 
14. Lebensjahres

 
 
 

 

100% 90 % 80 % 60 % 

Ab 01. Juli 2007 

347 Euro 312 Euro 278 Euro 208 Euro 

Ab 01. Juli 2008 

351 Euro 316 Euro 281 Euro 211 Euro 

 

Die Erhöhung der Regelleistungen zum 01.07.2008 um 0,3 % des Eckregelsatzes5 
führte zu insgesamt einem Anstieg der Leistungen der Grundsicherung. 
 

 Die durchschnittl. monatlichen Leistungen der Grundsicherung pro Bedarfsge-
meinschaft (BG) lagen im 1. Halbjahr 2009 bei rd. 844 €;  
(Ø 2008 pro Monat rd. 827 €), 

 
 der durchschnittl. ALG II-Betrags erhöhte sich auf rd. 342 €;  

(Ø 2008 pro Monat rd. 337 €), 
 
 

 die Ausgaben für KdU blieben annährend konstant bei rd. 318 €;  
(Ø 2008 pro Monat rd. 316 €), 

 
 im Monatsschnitt erbrachte die AFK Leistungen der Grundsicherung in Höhe 

von rd. 11,4 Mio. € für rd. 13.560 BG; 
(Ø 2008 pro Monat rd. 10,9 Mio. €). 

                                                 
5 Regelsatz zu 100 % 
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11. Bedarfsgemeinschaften 

Zahlen und  Fakten 
 
Die Anzahl der BG im Bestand hat sich in folgenden Phasen entwickelt: 
 

 kontinuierlicher Bestandsanstieg ab Januar 2005 und leichter Rückgang gegen 
Ende 2005, 

 
 weiterer Anstieg bis zur Jahresmitte 2006, Höchststand im Mai bei 16.583 BG, 

 
 

 Rückgang des Bestands ab Juni 2006 bis Dezember 2006 nach Änderung § 7 
SGB II (Vermeidung Auszug Jugendlicher aus BG), 

 
 Bestandsentwicklung ab Januar 2008 verläuft auf niedrigerem Niveau ähnlich 

der Entwicklung der Vorjahre, 
 

 tiefster Stand im Dezember 2008 bei 13.327 BG, 
 
 

 Reduzierung gegenüber Dezember 2007 um weitere 821 BG, 5,8 %, 
 

 in 2009 führt die negative konjunkturelle Entwicklung zum Anstieg der BG, 
auf einen Bestand von 13.706 im Juni 2009, 

 
 

 gegenüber Juni 2008 sank die Anzahl der BG um -2,2% (-310 BG). 
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Veränderungen der Bedarfsgemeinschaften 
 
 

 in hessischen ARGEn 2006 – 2008 
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Personen in Bedarfsgemeinschaften 
 
Die Bedarfsgemeinschaften setzen sich zusammen aus Personen,  
die hilfebedürftig sind und Leistungen aus der Grundsicherung, vorwiegend ALG II, 
Sozialgeld und KdU erhalten.  
 

Zahlen und  Fakten 
 
Im Juni 2009 lebten in 13.706 BG insgesamt  

 26.270 hilfebedürftige Personen, (Juni 2008 = 27.258 Personen), 
 eine Senkung um 3,6 % (988 Personen) im Vergleich zum Vorjahreszeitraum. 
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Empfänger von Arbeitslosengeld II und Sozialgeld 
 
 
Das SGB II unterscheidet die hilfebedürftigen Personen innerhalb der Bedarfsge-
meinschaften nach ihrer Erwerbsfähigkeit; definiert in § 8 SGB II. 
 

 Personen, die das Merkmal der Erwerbsfähigkeit erfüllen, werden als „erwerbs-
fähige Hilfebedürftige“ (eHb) bezeichnet und erhalten Arbeitslosengeld II (ALG 
II). 

 Personen innerhalb einer Bedarfsgemeinschaft, die nicht erwerbsfähig sind, 
werden als „Sozialgeldempfänger“ bezeichnet und erhalten an Stelle von ALG II 
das Sozialgeld. 

 Sozialgeldempfänger sind von Vermittlungsbemühungen ausgenommen. 
 Kinder unter 15 Jahren in Bedarfsgemeinschaften erhalten generell Sozialgeld. 
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Struktur der Bedarfsgemeinschaften 
 

 
Im Juni 2008 gliederten sich die 13.706 BG in 
 

 7.511 Ein-Personen-Haushalte; ein Anteil von 54,8 %; (Dez 08 = 53,9 %), 
 2.733 Zwei-Personen-Haushalte, ein Anteil von 19,9 %; (Dez 08 = 20,4 %), 
 1.624 Haushalte mit drei Personen, ein Anteil von 11,8 %;  

(Dez 08 = 12,2 %), 
 1.106 Haushalte mit vier Personen, ein Anteil von 8,1 %; (Dez 08 = 8,6 %), 
 732 Haushalte, in denen 5 oder mehr Personen leben, ein Anteil von 5,3 %;  

(Dez 08 = 5,3 %), 
 
 
 

Bedarfsgemeinschaften (BG) nach Haushaltsgröße 
Insgesamt nach Anzahl der Personen im Haushalt (PHH) 

Monat Dez 
absolut 

Veränderung 
zum Vorjahr in

% 
1 PHH 2 PHH 3 PHH 4 PHH 

5  und 
mehr 
PHH 

2005 15.974 -- 9.275 3.099 1.809 1.162 629 
2006 14.900 -6,7 7.956 3.068 1.883 1.259 734 
2007 14.058 -5,7 7.470 2.894 1.787 1.162 745 
2008 13.237 -6,0 7.134 2.700 1.615 1.087 703 
Juni 2009 13.706 3,5 7.511 2.733 1.624 1.106 732 

      Anteil an Gesamt  
im Juni 2009 in % 54,8% 19,9% 11,8% 8,1% 5,3%
 

 
 

Bedarfsgemeinschaften nach Personen im Haushalt (Stand 30.06.2009) 
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Kinder in Bedarfsgemeinschaften  

 
Die Anzahl der BG mit Kindern ist von Dezember 2008 bis Juni 2009 
um 25 BG auf 4.685 angestiegen, (rd. 0,5 %), 

 in über der Hälfte (51,7 %) der BG lebte nur 1 Kind; (Dez 08 = 51,1 %), 
 der Anteil der BG mit zwei Kindern lag bei 31,4 %; (Dez 08 = 31,6 %), 
 die BG mit drei Kindern hatten einen Anteil von 12,3%; (Dez 08 = 12,3 %), 
 in lediglich 5,2 % der BG lebten 4 oder mehr Kinder; (Dez 08 = 5 %). 

 

 
 

Bedarfsgemeinschaften nach Anzahl der Kinder (Stand 30.06.2009) 

5,2%

12,3%

31,4%

51,7%
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Dez 2006 Dez 2007 Dez 2008 Juni 2009 Bedarfs-
gemein-
schaften Absolut 

Anteil 
an BG 
in % 

Abso-
lut 

Anteil an 
BG in % Absolut 

Anteil 
an BG 
in % 

Absolut Anteil an 
BG in % 

Insgesamt 14.900 14.058 13.237 13.706 

BG mit 
Kindern 4.863 

31,3 
5.036 

35,8 
4.660 

35,2 
4.685 

34,2 

 

 

Anteil 
an BG 
mit 

Kindern 

 
Anteil an 
BG mit 
Kindern 

 

Anteil 
an BG 
mit 

Kindern 

  

 1 Kind 2.633 52,3 2.601 51,6 2.379 51,1 2.407 51,7 

2 Kinder 1.522 30,2 1.596 31,7 1.472 31,6 1.464 31,4 

3 Kinder 507 10,1 587 11,7 574 12,3 572 12,3 

4 und 
mehr  
Kindern 

174 3,5 252 5,0 235 5,0 242 5,2 
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Alterstruktur von Kindern in Bedarfsgemeinschaften  
 
Im Juni 2009 lebten in 13.706 Bedarfsgemeinschaften insgesamt 8.049 Kinder unter 
18 Jahren. Die Grundsicherungsleistungen des SGB II sind nach wie vor bedeutsam für 
die Sicherung des Lebensunterhalts von Kindern in der Stadt Kassel.  

   
 Die Zahl der 15 - 17-Jährigen nahm einen Anteil von rd. 14,8 % ein;  

(Dez 08 = 15,3 %), 
 der Anteil der Kinder zwischen 7 und 14 Jahren lag bei 42,2 %;  

(Dez 08 = 41,7 %), 
 die 3 - 6 Jahre alten Kinder stellten einen Anteil von 24,0 %;  

(Dez 08 = 23,5 %), 
 ein Anteil von 19,0 % entfiel auf die unter 3-Jährigen;  

(Dez 08 = 19,5 %).  
 
Der Anteil der Kinder in den verschiedenen Altersklassen hat sich gegenüber Dezem-
ber 2008 nur unwesentlich verändert. Die Gesamtzahl der Kinder, die sich im Sozial-
leistungsbezug des SGB II befinden ist um lediglich 45 (0,6 %) gesunken;  
(Dez 08 = 8.094) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kinder nach Altersgruppen (Stand 30.06.2009) 
 

 

14,8%

42,2%

24,0%

19,0%
Kinder zwischen 15 und 17
Jahren
Kinder zwischen 7 und 14
Jahren
Kinder zwischen 3 und 6
Jahren
Kinder unter 3 Jahren

 

Kinder unter 18 Jahre in BG Absolut Anteil in 
% 

Insgesamt  im Juni 2009 8.049      

Kinder zwischen 15 und 17 Jahren 1.190 14,8% 

Kinder zwischen 7 und 14 Jahren 3.395 42,2% 

Kinder zwischen 3 und 6 Jahren 1.935 24,0% 

Kinder unter 3 Jahren 1.529 19,0% 
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Familien in Bedarfsgemeinschaften (Stand 30.06.2009) 
 

 
 
Die Anzahl der BG mit Kindern ist von Dezember 2008 bis Juni 2009 
nur geringfügig um 25 BG auf 4.685 angestiegen, (rd. 0,5 %). 
 
Unterschieden werden hierbei die BG, in denen  

 die Kinder, mit beiden Elternteilen oder Lebenspartnern zusammenleben,  
sog. Partner-BG und 

 die Kinder, mit einem Elternteil zusammenleben, sog. Alleinerziehende-BG. 
 

In über der Hälfte der BG mit Kindern lebt nur ein Kind, 
 davon nehmen die Partner-BG einen Anteil von 21 % und  
 die Alleinerziehende-BG den höheren Anteil von 30,4 % ein. 

 
Dieses Verhältnis ändert sich, je mehr Kinder in einer BG leben, z. B. ist 

 der Anteil der Alleinerziehende-BG mit 2 Kindern deutlich geringer,  
als der Teil der Partner-BG mit zwei Kindern. 

 
 

1,3%

3,8%
4,0%

8,2%

4,0%

17,9%

30,4%

21,0%

Partner-BG mit 1 Kind

Alleinerziehende-BG m. 1 Kind

Partner-BG mit 2 Kindern

Alleinerziehende-BG m. 2 Kindern

Partner-BG mit 3 Kindern

Alleinerziehende-BG m. 3 Kindern

Partner-BG mit 4 und mehr Kindern

Alleinerziehende-BG m. 4 und mehr
Kindern  

 

BG mit Kindern  
unter 18 Jahre  

 1 
Kind 

Anteil 
an BG 
Gesamt 
in % 

2 
Kinder

Anteil 
an BG 

Gesamt 
in % 

3  
Kinder

Anteil an 
BG Ge-
samt  in 

% 

4 und 
mehr 

Kinder

Anteil 
an BG 

Gesamt 
in % 

Absolut 2.407 51,4 1.464 31,2 572 12,2 242 5,1 

Partner-BG 982 21,0 840 17,9 383 8,2 180 3,8 

da
vo

n 

Alleinerziehende 
-BG 1.425 30,4 624 13,3 189 4,0 62 1,3 

Gesamtzahl  4.685 
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12. Erwerbsfähige Hilfebedürftige 
 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige gesamt 

 Anstieg von Dezember 2008 bis Juni 2009 um 3,5 % auf  
19.078 eHb  

Erwerbsfähige Hilfebedürftige U 25 
 Anstieg von Dezember 2008 bis Juni 2009 um 8,0 % auf  

3.617 eHb  
Erwerbsfähige Hilfebedürftige 50+ 

 Anstieg Rückgang von Dezember 2008 bis Juni 2009 um 1,4 % auf  
4.753 eHb 50+ 

  

  

Gesamtzahl der eHb und Anzahl der eHb über 25 Jahre  
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2005 Monatswerte
2006

Monatswerte
2007

Monatswerte
2008

Monatswerte
2009

eHb gesamt erwachsene eHb über 25 Jahre
 

erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb) 

Insgesamt Jugendliche unter 25 
Jahre (U 25) 

Erwachsene über 50 
Jahre (50+) 

absolut 

Verän-
derg. 

zum VJ 
in % 

absolut 

Verän-
derg. 

zum VJ 
in % 

Anteil 
an Sp. 1 

in % 
absolut 

Verän-
derg. 

zum VJ 
in % 

Anteil 
an Sp. 1 

in % 

  
  

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5 Sp. 6 Sp. 7 Sp. 8 

Dez 05 21.216 -- 4.093 -- 19,3 4.466 -- 21,1 

Dez 06 20.966 -1,2 3.846 -6,0 18,3 4.649 +4,1 22,2 

Dez 07 19.771 -5,7 3.583 -6,8 18,1 4.690 +0,9 23,7 

Dez 08 18.439 -6,7 3.349 -6,5 18,2 4.689 -0,02 25,4 

Juni 
09 19.078 +3,5 3.617 +8,0 19,0 4.753 +1,4 24,9 
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Anzahl der eHb unter 25 Jahre und eHb über 50 Jahre  
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Erwerbsfähige Hilfebedürftige nach Zielgruppen   
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Veränderungen der Anzahl erwerbsfähiger Hilfebedürftige 
 
 

 in  hessischen ARGEn Dezember 2006 - Juni 2009 
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Erwerbstätigkeit und SGB II-Leistungsbezug 
 
Vorrangiges Ziel der Grundsicherung ist es, die Empfänger von Arbeitslosengeld II 
darin zu unterstützen, eine Erwerbstätigkeit zu finden, mit der sie ihren Lebensunter-
halt und den ihrer Familienmitglieder ausreichend sichern können. 
Ein Problem besteht oft darin, dass das erzielte Einkommen nicht ausreicht, das Exis-
tenzminimum zu decken und die Erwerbstätigen weiterhin auf ergänzende Leistungen 
der Grundsicherung angewiesen sind. 
 
Im Juni 2009 übten 5.017 eHb (rd. 25,6%) eine selbständige oder abhängige Beschäf-
tigung aus; (Dez 08 = 27,5 %). 
 
Von diesen Erwerbstätigen 

 waren 1.770 (35,3 %) eHb sozialversicherungspflichtig beschäftigt;  
(Dez 08 = 38,9 %), 

 gingen 3.113 (61,8 %) eHb einer geringfügigen Beschäftigung nach;  
(Dez 08 = 60,7 %), 

 erzielten 189 (rd. 4,8 %) eHb Einkommen aus einer selbständigen Tätig-
keit; (Dez 08 = 3,7 %).  

 
 
 

Struktur der erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb)im Dezember 2008 

Mit Einkommen aus selbständiger und ab-
hängiger Beschäftigung 

  

  
Mit Einkommen aus selb-
ständiger und abhängiger 
Beschäftigung 

  

absolut 

Anteil 
an 

 Gesamt
  in % 

absolut 

Anteil 
an  

Gesamt 
in % 

soz- 
vers- 

pflichtig 

gering- 
fügig 

davon 
selbst-
ständig 

Gesamt 19.078   5.017   1.770 3.098 239 

 
unter 25 Jahre 3.841 20,1 600 3,1 172 424 4 

25 bis 49 Jahre 10.927 57,3 3.310 17,3 1.288 1.865 157 

da
ru

nt
er

 

50 Jahre und älter 4.803 25,2 1.197 6,3 310 809 78 

Deutsche 13.343 69,9 3.722 19,5 1.157 2.169 187 
darunter 

Ausländer 5.735 30,0 1.599 8,4 613 934 52 

Alleinerziehende 2.163 11,3 670 3,5 238 409 23 
darunter davon unter 25 

Jahre 235 1,2 20 0,1 3 17 0 

eHb mit Schwerbehinde-
rung / Gleichstellung 1.135 Daten liegen nicht vor 
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Erwerbsfähige Hilfebedürftige mit Einkommen 
 
Von der Gesamtzahl der eHb im Bestand der AFK, die neben dem Einkommen aus ei-
ner Erwerbstätigkeit zusätzliche Leistungen aus der Grundsicherung bezogen, nahmen 
die  

 unter 25-Jährigen einen Anteil von 3,1 %; (Dez. 2008 = 3,6 %), 
 25 bis 49-Jährigen den höchsten Anteil mit 17,3 %; (Dez. 2008 = 17,8 %), 
 50 Jahre und Älteren einen Anteil von 6,3 %; (Dez. 2008 = 5,4 %) 

ein.  
 
Der Grund für die recht niedrige Beschäftigungsquote in der Gruppe der unter 25-
Jährigen lag darin, dass sich Jugendliche / junge Erwachsene häufiger in Schule, Aus-
bildung oder Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung befinden. 
 
Ebenso ausgehend von der Gesamtzahl der eHb, lag der Anteil der 

 deutschen eHb mit Einkommen bei 19,5 %; (Dez. 2008 = 19,1 %),  
 ausländischen eHb mit Einkommen bei 8,4 %; (Dez. 2008 = 8,4 %). 

 
Alleinerziehende eHb, die neben einem Erwerbseinkommen aufstockende Grundsiche-
rungsleistungen bezogen, nahmen einen Anteil von 3,5 % ein. Die sich darunter befin-
denden Alleinerziehenden unter 25 Jahre stellten einen geringfügigen Anteil von  
0,1 % dar. 
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Statuszuordnung bei Erwerbsfähigkeit 
 
Jedem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen ist ein Status zuzuordnen, der Aufschluss 
über die Ausgangslage der Arbeitsvermittlung geben soll. Im System des SGB II 
werden die eHb in vier Kategorien der Arbeitsvermittlung gegliedert: 
 

 Arbeitslos 
sind eHb, die die Bedingungen „ohne Beschäftigung“, „Beschäftigungssu-
che“, „Verfügbarkeit“ und „Arbeitslosmeldung“ erfüllen. 

 Arbeitsuchend  
sind eHb, die vorübergehend oder dauerhaft nicht arbeitslos sind und trotz-
dem eine Arbeit suchen. Das sind vor allem eHb, die zwar beschäftigungs-
los sind, aber der Vermittlung nicht zur Verfügung stehen, weil sie eine Be-
schäftigung (auch AGH) über 15 Std. / Woche ausüben, an einer Maßnah-
me mit mindestens 15 Std. / Woche teilnehmen oder vorübergehend ar-
beitsunfähig sind. 
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in % Arbeitslos in % Arbeitsuchend in % Ratsuchend in % Status nicht gesetzt  
 

 Ratsuchend  
sind eHb, die sich in der Übergangsphase in den Ruhestand befinden. 

 Status „Nicht gesetzt“ 
erhalten eHb, die zwar zur Arbeitsvermittlung angemeldet sind, aber die 
gesetzlichen Ausnahmetatbestände gemäß § 10 SGB II in Anspruch neh-
men, wie z. B.:  

► (Allein-) Erziehende, denen eine Erwerbstätigkeit nicht zumutbar ist,  
(§ 10 Abs.1 Nr. 3 SGB II),  

► erwerbsfähige Hilfebedürftige, die ein Kind unter drei Jahren betreuen oder 
Angehörige pflegen, (§ 10 Abs. 1 Nr. 4 SGB II),  

Jugendliche, die der Vollzeitschulpflicht unterliegen oder einen anerkannten allgemein- 
oder berufsbildenden Abschluss (Vollzeit) erwerben.  
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13. Arbeitslosigkeit 
 

Zahlen und Fakten 
 
Arbeitlose gesamt 
 

 Seit Einführung des SGB II bis zum Jahresende 2008 sanken die Arbeitslosen-
zahlen stetig, 

 im Dezember 2008 zeichneten sich die Auswirkungen der konjunkturellen Krise 
auch im Bereich der AFK ab, die Zahl der Arbeitslosen begann zu steigen, 

 mit dem Höchstwert von 9.689 im April 2009 überstieg die Arbeitslosenzahl 
den Wert vom April des Vorjahres, 

 den niedrigsten Stand im ersten Halbjahr 2009 erreichte sie im Juni mit 9.026 
Arbeitslosen, 1,1 % unter dem Wert vom Juni 2008 mit 9.131 Arbeitslosen. 
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Arbeitslose U 25 
 

 Seit 2005 war insgesamt ein Rückgang der arbeitslos gemeldeten Personen 
U 25 zu beobachten, 

 im November 2008 setzte ein Anstieg ein, der den Vorjahreswert überschritt, 
 der konjunkturell bedingte Anstieg setzte im Dezember 2008 ein, 
 von Dezember 2008 bis Juni 2009 stieg der Bestand um 174 Personen  

(24,7 %), 
 im Vergleich zu Juni 2008 hatte die AFK im Juni 2009 sogar 195 (28,5 %) Ar-

beitslose U 25 mehr im Bestand. 
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Arbeitslose 50plus 
 

 Der beständige Rückgang setzte sich bis Mitte 2008 fort, 
 in 2008 hielt sich der Bestand auf dem Niveau von durchschnittlich 2.150  

Arbeitslosen, 
 der Anstieg setzte bei den Arbeitslosen 50plus schon im Oktober 2008 ein, 

setzte sich fort bis April 2009 auf einen Spitzenwert von 2.372 und ging im Juni 
2009 spürbar zurück auf 2.235 Personen, -5,8 %, 

 im Vergleich zu Juni 2008 stieg der Bestand im Juni 2009 um 5 % an.   
 
 

3.150 
3.246 

3.154 
3.019 

2.923 
2.827 

2.763 
2.696 2.660 2.667 2.666 2.677 2.671 2.654 2.616 2.599 2.570 2.523 2.481 2.454 2.433 2.383 2.365 2.347 2.311 

2.228 2.237 2.176 

2.166 2.154 2.123 2.129 2.174 2.183

2.235

2.885 

2.279 

2.796 

2.664 

2.478 
2.295 2.257 

2.143 2.123 2.103 2.135 2.140 2.128

2.216
2.318

2.320 2.335 2.372 2.325

1.500 

2.000 

2.500 

3.000 

3.500 

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez

2005 2006
2007 2008
2009

 
 



                                          Geschäftsbericht 1. Halbjahr 2009      August 2009  
 

                                                                                                                                        58                  

 

Veränderungen der Arbeitslosenzahlen  
 
 

 in hessischen ARGEn 2005 - Juni 2009 
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Veränderungen der Arbeitslosenzahlen U 25 
 
 

 in hessischen ARGEn 2006 - Juni 2009 
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Struktur der Arbeitslosigkeit  
 
Entsprechend der Gesamtzahl der arbeitslosen Personen haben sich auch die Zahlen in 
den einzelnen Kundengruppen reduziert.  
 
Besonders erfreulich ist die Minimierung der Anzahl der Langzeitarbeitlosen. Personen 
in dieser Kundengruppe, sind länger als ein Jahr arbeitslos und beziehen Grundsiche-
rung nach SGB II. Häufig hat sich die Arbeitslosigkeit bei dieser Personengruppe ver-
festigt und ist mit weiteren Problemlagen verbunden, die eine Rückkehr in eine Er-
werbstätigkeit erschweren. 

 Ihr Anteil hat sich von 50,8 % im Dezember 2008 um 245 Personen auf 48 % 
im Juni 2009 reduziert. 
 

Veränderungen von Dezember 2008 bis Juni 2009 
 

 Anstieg des Bestands arbeitsloser eHb U 25 um 1,9 Prozentpunkte, 
 Zunahme des Anteils nicht deutscher Arbeitsloser um 0,9 Prozentpunkte, 
 der Anteil arbeitsloser Männer stieg um 1,8 Prozentpunkte, 
 Verringerung des Anteils arbeitsloser Frauen um 1,8 Prozentpunkte. 
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14. Kundensegmentierung 

Betreuungsstufen 
 
Zur Eingliederung der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in Arbeit werden gezielt Dienst-
leistungen (Information, Beratung, Unterstützung) sowie Maßnahmeangebote und 
Geldleistungen erbracht. 

Die BA hat zur Erfüllung dieser Aufgaben ein Betreuungsstufenkonzept entwickelt, das 
die Darstellung der Integrationsfortschritte eines Kunden unterstützt. Die Integrations-
arbeit, die Kontinuität und Qualität in der Betreuung der Kunden wird transparent und 
die Bewegungen in der Kundenstruktur sind erkennbar. 

Die Betrachtung der Kundenstruktur ist eine wichtige Voraussetzung in der Planung 
der arbeitsintegrativen Angebote des Arbeitsmarktprogramms. 

 

 

 

Kundensegmentierung nach Betreuungsstufen 
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Hinter den Kurzbezeichnungen verbergen sich folgende Definitionen der einzelnen 
Kundengruppen: 

 

 IN          Kunden, die integrationsfähig sind, bei denen keine oder 
                 nur sehr geringe Vermittlungshemmnisse bestehen, 
 

 IK              Kunden mit Förderungsbedarf, die eher geringe  
                 Hemmnisse haben, welche zeitnah zu beheben sind, 
 

 IG              Kunden mit Stabilisierungsbedarf, die einen höheren  
                 Förderungsbedarf haben, die Vermittlung erscheint mittelfristig  
                 möglich, 

 
 IF              Integrationsferne Kunden, die meist von mehreren erheblichen  

                 Vermittlungshemmnisse betroffen sind und diese auch nur zum  
                 Teil zu beheben sind (z. B. soziale Problemlagen), 

 
 I                Kunden, bei denen weiterhin Hilfebedürftigkeit besteht,  

                 obwohl sie erwerbstätig sind, 
 

 N        Kunden, deren Zuordnung noch nicht festgestellt wurde,  
                z. B. Neukunden. 

 
Im Dezember 2007 wurde das System der Betreuungsstufen um die Kennzeichnung 
„Zuordnung nicht erforderlich“ (Z) ergänzt: 
 

 Z        Kunden, für die vorübergehend oder längerfristig ein Profiling nicht 
erforderlich ist und die Klassifizierung des Integrationsstatus zunächst entbehr-
lich ist. 
 

In der Betreuungsstufe „N“ befanden sich viele Kunden, die zwar keine Neukunden 
mehr waren, aber die Kriterien der übrigen Betreuungsstufen nicht erfüllten. Der  
Übergang dieser Kunden in die Betreuungsstufe „Z“ erklärt die erheblichen Verände-
rungen innerhalb dieser Betreuungsstufen. 
 
Die erfolgreiche Förderung von Kunden zeigt sich in der Veränderung der Betreuungs-
stufe  „IF“ zu Gunsten der Betreuungsstufe „IG“. Sobald die Kunden Fortschritte im 
Vermittlungsprozess erzielen und die Chance auf eine Integration steigt, werden sie 
einer günstigeren Betreuungsstufe zugeordnet. Negative Veränderungen seitens des 
Kunden können auch zur Abstufung innerhalb dieser Kategorien führen. 
 
Die Verringerung der Kundenanteile in den Betreuungsstufen „IN“ und „IK“ resultiert 
vorrangig aus erfolgreichen Integrationen in den Arbeitsmarkt. Kunden in diesen 
Betreuungsstufen bringen die günstigsten Voraussetzungen für eine kurzfristige Rück-
kehr in Beschäftigung mit. 
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Kontaktdichte 
 
Das persönliche Beratungs- und Vermittlungsgespräch ist die wichtigste und wirksams-
te Kontaktform, um positive Effekte bei den Betreuungs- und Integrationsschritten mit 
den Kunden zu erzielen.  
 
Die Geschäftsführung der AFK hat im September 2007 Zielvorgaben zur Regelmäßig-
keit der persönlichen Kundenkontakte mit den Teamleitern vereinbart. 

Im Kontaktdichtekonzept ist festgelegt, in welchen zeitlichen Abständen Beratungs-
gespräche mit den Kunden zu führen sind. Die Regelmäßigkeit der Kontakte ist abge-
stimmt auf den Unterstützungsbedarf der Kunden, bestimmt durch die Zuordnung in 
einer Betreuungsstufe.  

 

 

Durchschnittswert Zielerreichung  Zielvorgabe 
der persön-

lichen  
Kontakte  

4. Quart. 
2007 2008 Juni 2009

Kunden- 
gruppen 

Regelmäßigkeit 
der persön-

lichen Kontakte 
innerhalb 

(Soll) (Ist) (Ist) (Ist) 

I 3 Monate 90% 87% 81% 84% 

IN 1 Monat 90% 76% 65% 78% 

IK 2 Monate 90% 90% 81% 85% 

IG 3 Monate 90% 94% 90% 91% 

IF 3 Monate 90% 91% 86% 91% 

 

 

Die durchschnittlichen „Kontaktquoten“ der ersten Jahreshälfte haben sich deutlich 
verbessert. Die Zielwerte in den Kundengruppen mit erhöhtem Unterstützungsbedarf, 
„IF“ und „IG“ wurden erfüllt. In den übrigen Kundengruppen war eine positive Ten-
denz erkennbar. 

Eine vollständige Zielerreichung ist stark abhängig von der Personalsituation vor Ort. 
Häufig konnten frei gewordenen Stellen in den Teams nicht sofort wiederbesetzt wer-
den. Hinzu kamen krankheits- und urlaubsbedingte Vertretungssituationen, die eine 
Kundenbetreuung im erwarteten Umfange erschwerten. 
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15. Integrationen in Erwerbstätigkeit 
 
Integrationen im Berichtszeitraum  
 
 
Zahlen und Fakten 
 

 1.258 erwerbsfähige Personen integriert, 210 Integrationen im Monatsschnitt; 
(mtl. Ø 2008 = 373), 

 Verringerung um 43,8 % bzw. 163 Integrationen im Vergleich zum 
Monatsschnitt in 2008. 
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Integrationen U 25 
 

 233 erwerbsfähige Personen integriert, rd. 33 Integrationen im Monatsschnitt, 
 Verringerung um 55,5 % bzw. 42 Integrationen im Vergleich zum Monatsschnitt 
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Integrationen im Soll- / Ist-Vergleich6 
 

Zielabweichung im Jahresverlauf (Jahresfortschrittswert (JFW) in %) 
 

01.01.09 Jan Feb Mär Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez

16,5

14,8

10,1

4,9

Soll:  1,7

8,3

4,4
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-17,9
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-7,8

-11,2

-8,3
Soll-Ist in %: -10,1
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-8,8
12,7

Prognose: 15,0

 
 
 

Zielabweichung im regionalen Vergleich* (JFW in %) 
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-17,3
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-34,4

-40,0

Ist-Ist Jun 08

 
 
 
* Regionaler Vergleich: Fünf Träger mit höchster positiver / negativer Zielerreichung im 
  SGB II-Typ 3 

                                                 
6 Quelle: Monatlicher Bericht zur Zielerreichung; Bereich IS Agentur Kassel 
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16. Anträge, Widersprüche , Klagen und Sanktionen 

16.1. Anträge auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
 
Die Zahl der monatlich gestellten Neu- und Folgeanträge verlief auch noch im vierten 
Jahr der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf hohem Niveau. Zahlreiche eHb erhal-
ten ergänzend zu den eigenen Einkünften weiterhin Leistungen aus der Grundsiche-
rung oder kehren nach einer befristeten Beschäftigung zurück in den Leistungsbezug.  
Die hohe Fluktuation von Leistungsempfängern bezieht sich auf Erfahrungswerte. Die 
Nachhaltigkeit von Abgängen aus der Hilfebedürftigkeit wird bisher nicht in Statistikbe-
richten erfasst. 
 
 Die AFK hat in 2009 durchschnittlich pro Monat  

 2.639 Erst- und Folgeanträge auf Arbeitslosengeld II bearbeitet, 
► ein Anstieg um rd. 0,3 % gegenüber dem Monatsschnitt in 2008  

mit 2.631 Anträgen, 
 

 48 Erst- und Folgeanträge auf Arbeitslosengeld abgelehnt,  
► ein Anteil von 1,8 % an allen Anträgen, 
► ein Anstieg um rd. 0,1 % gegenüber dem Anteil in 2008 mit 1,8 %. 
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Anträge und Entscheidungen im Vergleich 
 
 

 hessischer ARGEn (Stand 30.06.2009) 
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16.2. Widerspruchsverfahren 
 

Im Berichtszeitraum wurden pro Monat im Durchschnitt 
 188 Widersprüche eingelegt; (Ø mtl. 2008 = 190; -1,0 %), 
 210 Widersprüche abschließend bearbeitet; (Ø mtl. 2008 = 189; -11,2 %). 

 
Am Ende des Jahres waren 

 611 Widersprüche entscheidungsoffen; (Ende 2008 = 694; -12,0 %) 
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16.3. Klageverfahren 
 
Im Berichtszeitraum wurden pro Monat im Durchschnitt 

 40 Klagen erhoben; (Ø mtl. 2008 = 40; +/-0 %), 
 33 Klageverfahren abgeschlossen; (Ø mtl. 2008 = 18; +82,4 %), 

 
Am Ende des Berichtszeitraum waren 

 699 Klagen entscheidungsoffen; (Ende 2008 = 662; +5,5 %) 
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16.4. Sanktionen 
 

Erwerbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben-
den Personen haben nach dem SGB II die Verpflichtung, alle Möglichkeiten auszu-
schöpfen, um ihre Hilfebedürftigkeit zu beenden oder zu verringern. Wenn einem eHb 
Arbeit zu zumuten ist, muss er sich aktiv darum bemühen, Arbeitslosigkeit zu beenden 
und intensiv an allen Maßnahmen mitwirken, die dieses Ziel unterstützen.  
 
Kommen die Hilfebedürftigen diesen Verpflichtungen - zu denen auch Meldeversäum-
nisse gehören - ohne wichtigen Grund nicht nach, treten Sanktionen ein, die eine Kür-
zung bis hin zum völligen Wegfall der Geldleistungen zur Folge haben können. Dazu 
gehören auch Meldeversäumnisse, fehlende Nachweise über Einkommen, Vermögen 
usw. 
 
Die AFK setzt Sanktionen nicht als geschäftspolitisches Ziel ein, um die Sen-
kung der passiven Leistungen zu beeinflussen. Vielmehr sollen Sanktionen 
die Motivation der Kunden im Rahmen des gesetzlichen Auftrages unter-
stützen. 
 
Die AFK hat von Januar bis Juni 2009  
 

 mtl. im Durchschnitt 588 Sanktionen verfügt; (mtl. Ø 2008 = 692; -15 %), 
 

 von Ø 19.447 eHb monatlich, waren 3,1 % von einer Sanktion betroffen; 
(2007 bei Ø 19.447 eHb mtl. = 3,6 %), 

 von Ø rd. 9.000 Arbeitslosen waren im ersten Halbjahr 3,8 % von einer  
Sanktion betroffen. 
 

 
 
Sanktionen nach Monaten 
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Sanktionen im Vergleich 
 
 

 hessischer ARGEn, (Stand 30.06.2009) 
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17. Abkürzungsverzeichnis

A2 LL Verfahren zur Zahlung passiver Leistungen 

AFK Arbeitsförderung Kassel-Stadt GmbH 

AGH Arbeitsgelegenheit 

AGS Arbeitgeberservice 

ALG II Arbeitslosengeld II 

BewA Bewerberangebot, Datensätze der eHb in VerBIS 

BEZ Beschäftigungszuschuss 

BG Bedarfsgemeinschaft 

DON Demographische Offensive Nordhessen, Projekt zur Förderung 
älterer Arbeitnehmer (50+) 

DQM Datenqualitätsmanagement, Verfahren zur Beseitigung von 
Fehlerquellen in Fachverfahren 

EGZ Eingliederungszuschuss , Zuschuss bei Einstellung eines eHb  

eHb Erwerbsfähiger Hilfebedürftiger 

ESG Einstiegsgeld 

EZN Eingliederungszuschuss bei Neugründung eines Unternehmen 

FBW Förderung der beruflichen Weiterbildung 

FM Fallmanagement, Fallmanager 

IFD Integrationsfachdienst 

IFK Integrationsfachkraft 

KdU Kosten für Unterkunft und Heizung 

PHH Personen im Haushalt 

PrimAktiv Primär Aktiv, Sofortangebot nach § 15 a SGB II für eHb U 25 

ProGES Pro Gründen Erhalten Sichern, Projekt zur Verselbständigung 

SGB II Sozialgesetzbuch II 

U 25 eHb unter 25 Jahren 

Ü 25 eHb über 25 Jahren 

VerBIS Vermittlungs-, Beratungs- und Informationssystem 

ZUP Programm der Zugangssteuerung von Neukunden 

50plus eHb über 50 Jahre 
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